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Valentin Fjodorow

Nationale Ökonomien in der westlichen Weltwirtschaft

Die beiden folgenden Beiträge stellen einen Versuch dar, die Möglichkeit eines wissenschaftli-
chen Dialogs zwischen Ost und West zu erproben. Wie sieht ein marxistisch orientierter Ökonom
die westlichen Volkswirtschaften in ihrem weltwirtschaftlichen Zusammenhang? Nachdem die
Prognosen eines Zusammenbruchs der nationalen Ökonomien sich bisher nicht erfüllt haben, er-
wartet man ihn als Folge dersich immermehr verstärkenden außerwirtschaftlichen Beziehungen.
Was wir, bei aller Problematik etwa der Multinationalen Konzerne, doch eher als Fortschritt und
Effizienz empfinden, versteht derAutorprimär als einen Verlust von nationalerKontrolle, Steue-
rung und Lenkung. Die unterschiedliche Begrifflichkeit der beiden Aufsätze von V. Fjodorow und
von H.-D. Jacobsen verweist auf ein gemeinsames Grundproblem: Wie sind die äußerst komple-
xen ökonomischen Fragen der Gegenwart sprachlich so zu fassen, daß sie nicht nur verständlich
werden, sondern zugleich damit auch eine Art „Problemlösungskapazität“geschaffen wird?

Die Redaktion

I. Vergesellschaftung im nationalen und internationalen Rahmen

Es liegt in der Natur vieler ökonomischer Er-
scheinungen, daß sie zunächst im Rahmen ei-
ner nationalen Wirtschaft am ausgeprägtesten
auftreten. Ein charakteristisches Beispiel da-
für ist die Vergesellschaftung der Produktion,
die mit der Entwicklung der Produktivkräfte
einhergeht. Der Konflikt zwischen den heuti-
gen Produktivkräften (und dem ihnen entspre-
chenden Niveau der Vergesellschaftung) und
der privatkapitalistischen Form der Aneig-
nung bricht sich teilweise Bahn in Form der
Bildung von Staatseigentum, der Verstärkung
des zentralistischen Elements in der Wirt-
schaft. Doch darf man den staatlichen Anteil
bei der Reproduktion des gesellschaftlichen
Kapitals nach quantitativen und qualitativen
Merkmalen nicht für das entscheidende Cha-
rakteristikum der Wirtschaft halten. Denn ein
wichtiger Wesenszug des Staatseigentums be-
steht darin, daß es sehr oft im Interesse der
privaten Wirtschaft eingesetzt wird. Die
staatskapitalistische Aneignung ist im Prinzip
eine abgewandelte Form der privatkapitalisti-
schen Aneignung, sie ändert nicht das Wesen
des erwähnten Grundwiderspruchs.
Einer weiteren Zunahme des staatlichen Ele-
ments in der gesamten Eigentumsstruktur
sind offensichtlich bestimmte Grenzen ge-
setzt, die der Staat nicht nach eigenem Ermes-
sen überschreiten kann. Deshalb ist die Frage
des Staatseigentums, seines Ausmaßes und
seiner Zusammensetzung nicht nur Gegen-
stand des Kampfes zwischen den Klassen, son-
dern auch v®n Zusammenstößen innerhalb der
herrschenden Klasse, zwischen verschiedenen

Übersetzung aus dem Russischen: Dr. GertraudSei-
denstecher, Köln

Fraktionen der Bourgeoisie und des offiziellen
Apparates, die je auf ihre Art versuchen, ge-
wisse Systemstabilisatoren zu finden.
Untersucht man die Effizienz der staatlichen
Regulierung, so muß man in Rechnung stellen,
daß es im Wirtschaftsleben des Kapitalismus
gegensätzliche Tendenzen gibt — die Planmä-
ßigkeit und die Anarchie der Produktion. Die
Schwächung der einen Tendenz führt zur Ver-
stärkung der anderen. In diesem Zusammen-
hang ist es wichtig darauf hinzuweisen, daß
Planmäßigkeit und staatliche Regulierung kei-
neswegs zusammenfallen. Die staatliche Regu-
lierung beinhaltet vielmehr in sich wider-
sprüchliche Zielsetzungen. Daraus erklärt sich
das scheinbare Paradoxon, daß die Aktivität
des Staates in der Wirtschaft zwar nicht selten
zu einer teilweisen Lösung bestimmter Proble-
me, aber gleichzeitig zu einer Verschlechte-
rung des Zustands in anderen Bereichen der
Wirtschaft führt. Darin liegt auch die Erklä-
rung für die Tatsache, daß sich die Verstär-
kung der ökonomischen Rolle des Staates zur
Erhöhung der Effizienz seiner Tätigkeit kei-
neswegs proportional verhält. Beim Vorhan-
densein gegensätzlicher Tendenzen kann die
Einmischung des Staates in die Wirtschaft in
einigen Bereichen des Produktionsprozesses
zu einem destabilisierenden Faktor werden.
Man kann von einer gewissen Effizienz der
staatlichen Regulierung sprechen, wenn man
vor allem ihre technisch-ökonomischen
Aspekte (Strukturwandel der Wirtschaft, Ent-
wicklung der wissenschaftlich-technischen
Basis, Beeinflussung des wirtschaftlichen
Wachstumstempos u. a.) im Auge hat. Was
aber den Reproduktionsaspekt anbetrifft, wor-



unter die Ausgewogenheit, die Fähigkeit, kri-
senfrei zu funktionieren, zu verstehen ist, so
befreit die staatliche Regulierung den Kapita-
lismus nicht von der Instabilität seiner Ent-
wicklung.
Heute lassen sich deutliche Versuche des Ka-
pitalismus erkennen, die inneren Widersprü-
che durch die Schaffung einer mittelbareren
Beziehung zwischen den zwei Polen des Wi-
derspruchs — der Vergesellschaftung und der
Aneignung — zu mildern, wobei er das System
der kapitalistischen Weltwirtschaft benutzt.
Die Vergesellschaftung, die im nationalen
Rahmen ihren logischen Abschluß nicht er-
reicht hat, d. h. nicht den adäquaten (gesell-
schaftlichen) Charakter der Verteilung der
Produktionsergebnisse erhalten hat, ist dabei,
immer mehr auf das internationale Gleis „ab-
zugleiten". Für einige Zeit erlangen die natio-
nalen Produktivkräfte, von den Fesseln der
Produktionsverhältnisse teilweise „befreit", ei-
nen gewissen Entwicklungsspielraum. Der
Prozeß der Monopolisierung entfaltet sich im-
mer mehr als internationaler Prozeß, und die
internationale Aktivität des Kapitals wird zu
einem integrierenden Bestandteil seiner öko-
nomischen Strategie.
Eine Analyse des internationalen Aspektes
der Vergesellschaftung der Produktion be-
leuchtet die Entwicklung des Grundwider-
spruchs des Kapitalismus und das Problem der
Übereinstimmung (oder Nichtübereinstim-
mung) des Niveaus der Produktivkräfte mit
dem Charakter der Produktionsverhältnisse
unter den gegenwärtigen Bedingungen.
In der Nachkriegszeit wurde das Wirtschafts-
wachstum in der kapitalistischen Welt zum
großen Teil durch die Intensivierung der inter-
nationalen Beziehungen, die Vergrößerung
des Volumens und die Beschleunigung der
Umsatzgeschwindigkeit des Kapitals jenseits
der Grenzen der heimischen Produktion ge-
währleistet. Aber dies hebt nicht den Wider-
spruch zwischen dem Grad der Vergesell-
schaftung der Produktion und der Form der
Aneignung ihrer Resultate auf, sondern hebt
ihn nur auf eine höhere Stufe. Die Verstär-
kung der Rolle der Außensphäre als eines Fak-
tors des Wirtschaftswachstums, die Orientie-
rung der westlichen Länder auf die Weltwirt-
schaft führt einerseits zur Nutzung, anderer-
seits aber auch zur Erschöpfung jener Reser-
ven, die die Weltwirtschaft bietet.
Die jetzige wissenschaftlich-technische Revo-
lution verstärkt die Tendenzen der internatio-
nalen Vergesellschaftung der Produktion, die
in den Formen der Integration und der Ent-

wicklung internationaler Monopole zum Aus-
druck kommt. Da beide Erscheinungen letzt-
lich Ausdruck derselben Sache sind, sind sie
natürlich nicht durch eine undurchdringliche
Mauer voneinander getrennt. Nicht allein die
Fülle internationaler Verbindungen und nicht
nur ihre Intensität zeichnen das gegenwärtige
Leben des Kapitalismus aus. Ein weiteres her-
vorstechendes Merkmal ist die Schaffung in-
ternationaler Produktionskomplexe, die sich
ständig vermehren und dadurch auch die Be-
reiche jenseits der eigentlichen Produktion,
also die der Verteilung, der Zirkulation und
des Konsums, komplizieren. Die zunehmende
Vergesellschaftung der Produktion zieht ge-
setzmäßig die Ausweitung auf die anderen
Sphären nach sich. Gewiß können diese auch
ohne eine gemeinsame Grundlage in Gestalt
der internationalen Produktionskomplexe
existieren — in diesem Falle haben die inter-
nationalen Wirtschaftsbeziehungen aber ei-
nen qualitativ anderen Inhalt. Z. B. war der
Anteil des Exports und Imports am Bruttosozi-
alprodukt Deutschlands in den Jahren 1880 bis
1884 größer als 1965 in der Bundesrepublik
Deutschland. Erst später änderte sich die Si-
tuation. Aber es besteht eben ein prinzipieller
Unterschied im Charakter der außenwirt-
schaftlichen Beziehungen des Landes im ver-
gangenen Jahrhundert und in diesem Jahr-
hundert. Heute treibt die Bundesrepublik
Deutschland nicht einfach Außenhandel, son-
dern ist durch Kapitalausfuhr und Arbeitskräf-
te-Immigration aufs engste in das System der
internationalen Arbeitsteilung und Koopera-
tion eingebunden, wobei der Warenumsatz im
Außenhandel zum Teil lediglich ein Ausdruck
des Ineinandergreifens der Produktionspro-
zesse verschiedener Länder ist.
Nach dem Zweiten Weltkrieg kam es zu einer
verstärkten Beteiligung des wichtigsten west-
lichen Landes — der USA— an der kapitalisti-
schen Weltwirtschaft, wobei die zunehmende
Expansion seiner transnationalen Monopole
besonders zu berücksichtigen ist. Gleichzeitig
weitet sich im Gegenzug die Beteiligung im-
portierten Kapitals an der Wirtschaft der USA
aus.

Die Besonderheit der gegenwärtigen Interna-
tionalisierung des Wirtschaftslebens der kapi-
talistischen Länder ist also nicht einfach ihre
Orientierung auf den Außenhandel — die gab
es auch früher —, sondern ihre gegenseitige
Durchdringung, das in die Tiefe und in die
Breite gehende Hinausgreifen über die natio-
nalen Grenzen, d. h. die Herausbildung von
Weltproduktivkräften.



II. Der Außenfaktor: eine zusätzliche Beeinträchtigung
der staatlichen Steuerungsfähigkeit

Die einheitliche Natur der in den kapitalisti-
schen Ländern herrschenden Produktionsver-
hältnisse bietet jene Grundlage, auf der sich
die Produktions- und sonstigen Verflechtun-
gen vermehren und verstärken können. Das
Weltsystem des Kapitalismus bilden — wie
Lenin es ausgedrückt hat — staatlich verselb-
ständigte Imperialismen in der Gesamtheit ih-
rer gegenseitigen Beziehungen. Indem die
Vergesellschaftung der Produktion über den
nationalen Rahmen hinauswächst und zu ei-
nem wichtigen Zug auch der Weltwirtschaft
wird, erhält sie ein wesentlich neues Charak-
teristikum: Letztlich ergibt sich — theoretisch
betrachtet — die „Reserve“, die die nationalen
Kapitalismen sich auf der Ebene der Weltwirt-
schaft erschließen können, aus dem Unter-
schied im Grade der Vergesellschaftung der
nationalen und der internationalen Produk-
tion. Das Niveau der Vergesellschaftung der
letzteren ist niedriger, da sie erstens wesent-
lich später begonnen hat und zweitens in
Form horizontaler, branchenmäßiger Mono-
polisierung verläuft, wohingegen sie im natio-
nalen Bereich breiteren Charakter hat, sich
zeitweise auf die gesamtwirtschaftliche Ebene
erhebt. Folglich ist die internationale Verge-
sellschaftung der Produktion nicht eine einfa-
che Fortsetzung eines analogen nationalen
Prozesses.

Unter den gegenwärtigen Verhältnissen ist
der Zusamenhang zwischen der nationalen
und der internationalen Art der Vergesell-
schaftung komplizierter geworden. Sobald sie
die nationalen Grenzen überschreitet, bringt
die Vergesellschaftung der Produktion ein Sy-
stem der gegenseitigen Verflechtung hervor,
das sich vom intranationalen teilweise unter-
scheidet. In den einzelnen Volkswirtschaften
tritt ein spezifisches Element auf und vergrö-
ßert seinen Anteil — das ausländische Kapital.
Seine Besonderheit besteht in folgendem: Für
die moderne kapitalistische Welt ist nicht ein-
fach die Kapitalausfuhr, sondern die Kapital-
ausfuhr in Form des Austausches von Kapital
charakteristisch. Noch 1938 entfielen 70 % der
Kapitalausfuhr auf Kolonialländer und abhän-
8ige Länder, wohingegen heute 70 % der ex-
portierten direkten Investitionsmittel in indu-
striell entwickelte Länder fließen. Der Begriff
Kapitalaustausch enthüllt die Triebfedern ei-
ner Reihe von ökonomischen Prozessen. Hin-
zuweisen ist insbesondere auf den dialekti-

sehen Widerspruch, daß der internationale
Kapitalverkehr in bestimmter Hinsicht den
Unterschied zwischen kapitalexportierenden
und kapitalimportierenden Industriestaaten
verringert, während er ihn gleichzeitig vergrö-
ßert.
Einerseits tilgt die wechselseitige Kapitalwan-
derung zwischen den industriell entwickelten
Ländern in gewissem Sinne den Unterschied
zwischen dem kapitalexportierenden und dem
kapitalimportierenden Land, da die Ausfuhr
eigener Mittel in bestimmtem Maße durch
den Zustrom ausländischer Investitionen aus-
geglichen wird. Im Ergebnis vermindert sich
der relative Kapitalüberfluß innerhalb der na-
tionalen Grenzen nicht, die Konkurrenz ver-
stärkt sich und drängt die Unternehmer auf
die Suche nach neuen Möglichkeiten für eine
gewinnbringende Ausweitung der Produktion.
Die Umorientierung der Kapitalausfuhr zu-
gunsten der Regionen des entwickelten Kapi-
talismus führte zu einer Einengung der An-
wendungsmöglichkeiten extensiver Metho-
den der Produktionssteigerung, die früher ty-
pisch waren und noch heute für Investitionen
in ökonomisch weniger entwickelten Ländern
charakteristisch sind. Das überschüssige na-
tionale Kapital, das in die Wirtschaft anderer
Industrieländer gesteckt wurde, suchte und
sucht Wege zur Intensivierung der Produk-
tion.
Bei der früheren Struktur der Kapitalausfuhr
bildeten die nationalen Kapitalinvestitionen
in höherem Maße die Grundlage des wissen-
schaftlich-technischen Fortschritts: das im
Ausland angelegte Kapital konnte nur in ge-
ringem Maße zur Quelle wissenschaftlicher
oder technischer Entwicklungen werden, weil
es dort bekanntlich nur unter einfachen Be-
dingungen eingesetzt werden konnte. Heute
erhöht der Zustrom von industriellem Kapital
aus dem Ausland das Ausmaß des Kapital-
überflusses und stellt das Kapital vor die Auf-
gabe, zu seiner Selbsterhaltung den wissen-
schaftlich-technischen Fortschritt zu forcie-
ren. Die Intensität dieses Fortschritts wird
nicht mehr — wie das früher weitgehend der
Fall war — allein durch den Umfang der natio-
nalen Mittel nach Abzug des größten Teils der
exportierten Mittel bestimmt. Jene Bereiche,
denen das nationale Kapital keine oder nur
wenig Aufmerksamkeit widmet — statt des-
sen begibt es sich auf die Suche nach gewinn-



bringenden Anlagen ins Ausland—, werden
zum Gegenstand der „Fürsorge" des ausländi-
schen Kapitals. Um seine Positionen zu festi-
gen und einfach um zu überleben, muß das (im-
portierte) ausländische Kapital im gleichen
Maße wie das inländische die wissenschaft-
lich-technische Forschung und ihre Umset-
zung in die Produktion forcieren.

Natürlich bilden jene fundamentalen Errun-
genschaften, die eine wesentliche Steigerung
der Arbeitsproduktivität bewirkt haben, die
Grundlage der wissenschaftlich-technischen
Revolution. Aber der Wandel in den weltwirt-
schaftlichen Beziehungen, der in der Verstär-
kung der Konkurrenz des ausländischen Kapi-
tals in den industrialisierten Ländern zum
Ausdruck kommt, hat erstens die Umsetzung
vieler vorhandener Entdeckungen in die Pra-
xis beschleunigt und zweitens den Anstoß zu
neuen Anstrengungen auf diesem Gebiet ge-
geben.

Der Kapitalaustausch ist ein wichtiger Faktor
der Internationalisierung des wissenschaft-
lich-technischen Fortschritts. Durch ihn wird
die internationale Verbreitung der Errungen-
schaften von Wissenschaft und Technik be-
schleunigt. In der Nachkriegszeit haben die
westeuropäischen Länder und Japan ihr
Wachstumstempo zum großen Teil durch den
Import von amerikanischen Neuheiten aller
Art gesichert. Aber auch die USA haben etwas
von ihren Konkurrenten erhalten, ebenso wie
die letzteren von einander.

Andererseits läßt der Kapitalaustausch den
Unterschied zwischen dem exportierenden
Staat und dem importierenden Staat noch stär-
ker hervortreten, da in beiden Ländern auslän-
dische Eigentumstitel geschaffen werden, die
im Verhältnis zum Gastland in höherem
Grade autonom sind als das nationale Kapital.
Diese „Exterritorialität" gründet sich auf ein
objektives Fundament. Die ausländischen Un-
ternehmen haben so viele lebenswichtige Pro-
duktions- und sonstige Verbindungen (mit
Mutter- oder Tochter-Gesellschaften), daß sie
es sich erlauben können, in vielerlei Hinsicht
Maßnahmen der heimischen Regierungen zu
ignorieren. Letztere sind ihrerseits zurückhal-
tend in der Wahl ihrer Maßnahmen gegen
ausländische Produzenten, da sie mit der Mög-
lichkeit rechnen müssen, daß diese mit analo-
gen Maßnahmen gegen ihre eigenen im Aus-
land tätigen Monopole beantwortet werden.
Dieses Gebundensein der Regierungen hat ei-
nen widersprüchlichen Grund.

Der Staat, der als Gesamtkapitalist den Willen
der herrschenden Klasse widerspiegelt, ver-
teidigt die Produktionsverhältnisse eines ein-
zelnen Staates. Aber indem es sich teilweise
ins Ausland verlagert, schafft sich das Kapital
dort Interessen, die für es auch wichtig sind.
So bilden sich internationale Produktionsver-
hältnisse heraus, deren Hauptmerkmal — wie
auch bei den nationalen Produktionsverhält-
nissen — der Charakter des Eigentums an den 
Produktionsmitteln ist Man sollte den Um-
fang dieses Prozesses nicht überschätzen; er
nimmt eine untergeordnete Stellung ein. Den-
noch hat er bestimmte Konsequenzen. Das na-
tionale gesellschaftliche Kapital bedarf einer
gewissen zentralen Regulierung, und in die-
sem Sinne unterstützt es Maßnahmen vom
Typ der indikativen Planung in Frankreich
oder der Globalsteuerung in der Bundesrepu-
blik Deutschland. Gleichzeitig aber wendet
sich das Kapital gegen Maßnahmen dieser Art,
insoweit sie seine Interessen als eines trans-
nationalen Phänomens nicht berücksichtigen.
Der Staat kann diese auf verschiedenen Ebe-
nen liegenden Aspekte des Wesens des Kapi-
tals nicht erfassen; daher ist er häufig zu hal-
ben Maßnahmen oder gar zur Passivität ver-
dammt, weil die staatliche Aktivität in erhebli-
chem Maße von den Unternehmern blockiert
und ihr positiver Endeffekt dadurch zusätzlich
gemindert wird.
So enthält die Entwicklung der kapitalisti-
schen Volks- und Weltwirtschaft in gewissem
Maße widersprüchliche Elemente, die sich aus
verschiedenen Seiten der Vergesellschaftung
der Produktion ergeben. Während die Verge-
sellschaftung innerhalb der nationalen Gren-
zen der Regierung objektiv Veranlassung gibt,
gewisse koordinierende Maßnahmen zu er-
greifen, wirkt die Vergesellschaftung in inter-
nationalem Maßstab dem ebenso objektiv ent-
gegen und bringt damit in die Binnenwirt-
schaft desorganisierende Momente hinein.
Natürlich ist der negative (wie auch der positi-
ve) Einfluß der außenwirtschaftlichen Sphäre
auf die Binnenwirtschaft seit langem bekannt.
Um sich gegen diesen Einfluß abzuschirmen,
haben sich die Staaten in der Vergangenheit
mit einer nur schwer zu durchdringenden
Zollmauer umgeben. In der Gegenwart, wo in-
folge der Entwicklung der Produktivkräfte die
Zollmauern ganz oder weitgehend abgebaut
werden und wo vor allem die nationalen Pro-
duktionsprozesse in einer Reihe von Zweigen
zu Weltprozessen werden, die andere Berei-
che der Wirtschaft dazu zwingen, ihre Erfor-
dernisse zu berücksichtigen, erlangt die Au-



ßensphäre ein noch größeres Gewicht. Sie ist
nicht nur ein Katalysator der wirtschaftlichen
Dynamik, sondern in ihr erwächst dem Kapita-
lismus auch ein außerordentlich starkes de-
struktives Element, eine Dysfunktion, eine un-
kontrollierbare Quelle der Deformation des
allmählich entstandenen Systems der staatli-
chen Intervention in die Wirtschaft. Hier ist
nicht von einem zufälligen oder zeitweiligen
Destabilisator die Rede. Im Gegenteil: Mit zu-
nehmender Intensivierung der internationa-
len Verbindungen des Kapitalismus gewinnt
dieser Faktor an Bedeutung. Daraus ergibt
sich eine wichtige Schlußfolgerung hinsicht-
lich der Veränderung der ökonomischen Si-
tuation des gegenwärtigen Kapitalismus.
In einer bestimmten Periode, in den fünfziger
und sechziger Jahren, dämpfte die Auswei-
tung der staatlichen Regulierung, die die
Spontaneität des Marktes teilweise ein-
schränkte, die Widersprüche ein wenig, wenn
sie diese natürlich auch nicht beseitigen konn-
te. Zu Beginn der siebziger Jahre hat sich die
Situation jedoch erheblich geändert. Die Ent-
wicklung der Weltwirtschaft, die in einer stär-
keren Annäherung der nationalen Wirtschaf-
ten zum Ausdruck kommt, schafft eine so
starke Gegentendenz zu den staatlichen
Steuerungsbemühungen, daß heute im Ver-
gleich mit der jüngeren Vergangenheit von ei-
ner gewissen Zunahme der Spontaneität des
Marktes sowohl im System der weltwirtschaft-
lichen Beziehungen des Kapitalismus als auch
innerhalb der einzelnen Volkswirtschaften ge-
sprochen werden kann. Die Verstärkung der
Elemente der Marktspontaneität ist nichts an-
deres als die logische Folge der Krise der
staatsmonopolistischen Regulierung. Nicht
nur die Unzulänglichkeit der früheren Formen
der ökonomischen Interventionen von Seiten
der bürgerlichen Regierungen ist offenbar ge-
worden, sondern es hat sich auch herausge-
stellt, daß sie unter dem Einfluß der neuen Be-
dingungen eine gewisse Entwertung erfahren
haben. Die binnenwirtschaftlichen Prozesse,
die heute mehr denn je Teil der weltwirt-
schaftlichen Prozesse sind, entgleiten sogar je-
ner begrenzten Kontrolle von Seiten der natio-
nalen Regierungen, deren Effizienz noch vor
kurzem von manchen im Westen auf der Ak-
tivseite der bürgerlichen Theorie und Praxis
verbucht wurde oder noch verbucht wird.
Die prinzipielle Unfähigkeit des staatlichen
Systems, für eine ausgeglichene wirtschaftli-
che Entwicklung sorgen zu können, liegt in
der Natur dieses Systems selbst. Die jeweili-
gen Ziele und Mittel der Regulierung werden

so festgelegt, daß der Reproduktionsprozeß in
der erforderlichen Weise korrigiert, gleichzei-
tig aber nicht gegen die Gebote des privatkapi-
talistischen Wirtschaftens verstoßen werden
soll und dem Privatkapital die wichtigsten
Sphären (und folglich die wirtschaftliche
Macht) überlassen bleiben sollen. Daher hat
die staatliche Wirtschaftspolitik bei aller na-
tionalen Eigenart eine Reihe allgemeiner
Züge. Diese bestehen in folgendem:
Erstens ist für die staatliche Regulierung in
den kapitalistischen Ländern die „Unadres-
siertheit" charakteristisch. In ihren Wirt-
schaftsprogrammen nennt die Regierung
keine konkreten Adressaten, sie teilt lediglich
denjenigen, die das interessieren könnte, ihre
Ansichten und Absichten für die bevorste-
hende Periode mit.
Zweitens ist die staatliche Regulierung da-
durch gekennzeichnet, daß sie nur den Cha-
rakter von Empfehlungen hat. Sie kann die
Unternehmer nicht direkt zwingen, diese oder
jene Maßnahmen zu ergreifen, auch wenn
diese in der gegebenen Situation erwünscht
sind. Die offizielle Politik bemüht sich ledig-
lich, das Privatkapital dazu zu veranlassen, in
dieser oder jener Richtung tätig zu werden, in-
dem sie dafür entsprechende ökonomische
Anreize (Änderung des Diskontsatzes, der
Steuern usw.) bietet. Wie notwendig und drin-
gend konkrete Maßnahmen für die Wirtschaft
auch sein mögen, vom Standpunkt der staatli-
chen Regulierung aus sind diejenigen, die
diese Maßnahmen durchführen sollen, an-
onym und werden nur freiwillig tätig. Eine
derartige Unverbindlichkeit bezüglich der
staatlichen Regulierung kontrastiert mit den
Prinzipien der inneren Tätigkeit in der Ge-
schäftswelt. Wie ein amerikanischer Autor be-
merkt, ist die Disziplin in der Banksphäre ge-
nauso streng wie in der Armee, wenn nicht
strenger. Die geringste Ungehorsamkeit eines
Angestellten gegenüber irgendeiner Weisung
von oben bedeutet das Ende seiner Karriere.
Drittens ist der außerordentlich hohe Aggre-
gationsgrad bei den Lenkungsbemühungen
hervorzuheben. Die gesamtwirtschaftlichen
Daten, die entsprechend der Regierungsemp-
fehlung angestrebt werden sollen, sind so all-
gemeine Größen, daß sie für die Unternehmer
keinen wesentlichen praktischen Wert haben.
Zum Beispiel kann die von der Regierung
empfohlene gesamtwirtschaftliche Wachs-
tumsrate den Unternehmern nicht als akzep-
table Kennziffer dienen, da die konjunkturelle
Situation und folglich auch das Wachstums-
tempo der verschiedenen Gesellschaften, Pro-



duktionen und Zweige sehr unterschiedlich
ist
Viertens ist zu beachten, daß die von der Re-
gierung für den Erwartungszeitraum empfoh-
lenen Daten unausweichlich schwach fundiert
sind, was sich aus dem Wesen des privatkapi-
talistischen Wirtschaftens ergibt. So ist häufig
zu beobachten, daß die Regierung schon we-
nige Monate nach der Veröffentlichung eines
Wirtschaftsprogramms infolge der Divergenz
zwischen diesem Programm und der tatsächli-
chen Situation zugeben muß, daß sie sich ge-
irrt hat. Das stärkt natürlich nicht das Ver-
trauen in neue Regierungsprogramme.
„Ganz deutlich zeigt sich, daß die staatliche ka-
pitalistische Wirtschaftsregulierung nicht be-
sonders wirksam ist" — sagte der Generalse-
kretär des ZK der KPdSU, L. I. Breshnew, auf
dem XXVI. Parteitag der KPdSU. „Die Maß-
nahmen der bürgerlichen Regierungen gegen
die Inflation tragen zur Stagnation in der Pro-
duktion und zum Anwachsen der Arbeitslosig-
keit bei; indem sie den krisenbedingten Pro-
duktionsrückgang zu bremsen suchen, verstär-
ken sie die Inflation noch mehr."

Das wirtschaftliche Leben einer Gesellschaft
wird durch viele Daten gekennzeichnet. Des-
halb darf man nicht nur eine beliebige Größe,
etwa das Produktionsvolumen, herausgreifen,
um die These von der Effizienz der Lenkungs-
maßnahmen zu belegen. Zieht man auch an-
dere Kennziffern der Produktionstätigkeit
heran, so wird die prinzipielle Begrenztheit
der Regulierungsfähigkeit offenbar. Mit ande-
ren Worten: Wenn die Empfehlungen der Len-
kungsinstanzen von den Firmen — auf der
Grundlage von Marktforschung — in die Tat
umgesetzt werden, so kann dadurch zwar eine
unerwünschte Überproduktion von Waren,
d. h. die Fehlentwicklung eines ökonomischen
Parameters, verhindert werden, aber das geht
oft mit negativen Erscheinungen auf anderen
Ebenen, z. B. mit Inflation und zunehmender
Arbeitslosigkeit, einher.

Tatsächlich beruht das System der nationalen
Lenkung vorzugsweise auf indirekten Metho-
den der Einflußnahme, auf den Prinzipien der
innerwirtschaftlichen Diplomatie. Es zielt dar-
auf ab, die in dem jeweiligen Land zum gege-
benen Zeitpunkt bestehenden gesamtwirt-
schaftlichen, psychologischen und sonstigen
Bedingungen so zu verändern, daß die unter-
nehmerische Aktivität verstärkt oder im Ge-
genteil abgeschwächt wird. Eine solche Politik
kann sich für eine gewisse Zeit dergestalt als
wirksam erweisen, daß einige Widersprüche

etwas abgeschwächt, verändert oder hinausge-
schoben werden auf Kosten der teilweisen
Verschärfung anderer, im gegebenen Augen-
blick weniger gefährlicher Widersprüche. Viel
hängt davon ab, inwieweit die Regierung im-
stande ist, die Wirtschaft im ganzen zu erfas-
sen, d. h. davon, inwieweit es sich um eine ge-
schlossene oder eine offene Wirtschaft han-
delt.
Im Zuge der Entwicklung der Weltwirtschaft
wandelt sich eine geschlossene Wirtschaft all-
mählich zu einer offenen, und die Freizügig-
keit des Kapitals nimmt zu. Im Ergebnis sinkt
das ohnehin nicht hohe Niveau der Effizienz
der nationalen Regulierung noch mehr.
Unter solchen Bedingungen kann ein starrer
Kurs der Regierung gegenüber dem Kapital
nur dessen Abfluß ins Ausland verstärken und
dadurch einen Verlust von Mitteln für die na-
tionale Entwicklung verursachen. Einen Aus-
weg aus dieser Situation könnte die Rückkehr
zur Errichtung von Zollmauern aller Art bie-
ten, jedoch wird der Prozeß der Entwicklung
der Weltwirtschaft, sobald er ein bestimmtes
Niveau erreicht hat, unter „normalen kapitali-
stischen Bedingungen“ zu einem nicht mehr 
umkehrbaren Vorgang, weil er sich auf die
Herausbildung einer Produktionsunion zwi-
schen den Monopolen verschiedener Länder
gründet.
Die moderne Technik bietet dem internationa-
len Kapital zusätzliche Möglichkeiten, den Re-
gulierungsmaßnahmen der Regierung entge-
genzuwirken oder sie zu umgehen. Dank der
Fernschreiber und der Computer kann ein Fi-
nanzgeschäft beliebiger Größenordnung etwa
zwischen New York, London oder Frankfurt
am Main innerhalb kürzester Frist abgeschlos-
sen werden. Im Gegensatz dazu ist auf der Re-
gierungsebene heute wohl eher mehr Zeit als
früher erforderlich, um Regulierungsmaßnah-
men zu ergreifen, weil die wirtschaftlichen Be-
dingungen komplizierter geworden sind, der
bürokratische Apparat angewachsen ist, Kon-
sultationen auch in internationalem Rahmen
durchgeführt, alle gesetzgeberischen Maßnah-
men im Parlament erörtert und beschlossen
werden müssen usw.
Charakteristisch ist auch, daß bei zunehmen-
der staatlicher Intervention in die Binnenwirt-
schaft eine der Ursachen der Destabilisierung
— die Ausfuhr und Einfuhr von Kapital — ein
kaum oder nur wenig regulierbarer Prozeß
ist. •
Die Schwächung des regulierenden Faktors
und die Verstärkung der Marktspontaneität



bedeutet keine Rückwendung zur Vergangen-
heit. In der Weltwirtschaft zeichnen sich im-
mer deutlicher staatsmonopolistische Pro-
zesse ab. Die bürgerlichen Staaten stehen
beim Kampf der monopolistischen Giganten
nicht abseits, sie bemühen sich, ihren Mono-
polen mit Hilfe eines weitgefächerten Arse-
nals von Instrumenten Übergewicht zu ver-
schaffen. Es kommt zu einer Vergrößerung der
Wirtschaftssubjekte. Jedoch rufen die Maß-
nahmen eines Landes analoge Reaktionen in
anderen Ländern hervor, und möglicherweise
kommt es überall zu einer Eskalation der
staatlichen Unterstützung. In Gestalt der Mo-
nopole kämpft in der internationalen Arena
nicht einfach das Privatkapital untereinander,
sondern in gewissem Maße kämpfen die ver-
schiedenen Ausprägungen des staatsmono-
polistischen Kapitalismus miteinander. Die
Marktkonkurrenz erreicht eine höhere Ebene
der Spirale.
Natürlich beschränken sich die bürgerlichen
Experten nicht auf die Betrachtung dessen,
was vorgeht, sondern sie suchen nach neuen
Möglichkeiten der ökonomischen Interven-
tion. Aber die inneren Quellen der (indirek-

ten) Steuerung sind wohl erschöpft. Es ist sehr
bezeichnend, daß in den Krisenjahren 1974/75
keine prinzipiell neuen Elemente der staatli-
chen Regulierung zu beobachten waren. Die
Antikrisen- und dann die antizyklische Politik
beruhte auf den bereits bekannten Prinzipien
der Intervention. Gewisse „Novitäten" waren
in den USA zu beobachten. Dort befürwortete
eine Reihe von politischen Persönlichkeiten
und von Ökonomen stärkere Eingriffe des
Staates in das Wirtschaftsleben des Landes.
Dies war jedoch nur eine Wiederholung des
Vergangenen, d. h. dessen, was in anderen
westlichen Ländern bereits existiert. Auch die
heutzutage anhaltende zyklische Krise im
Westen hat das Arsenal staatlicher Lenkungs-
mechanismen nicht wesentlich bereichern
können.
Unter den gegenwärtigen Verhältnissen ist
der Spielraum für eine Ausweitung des Einsat-
zes bereits existierender ökonomischer In-
strumente durch den Staat nahezu erschöpft.
Die staatsmonopolistische Lenkung in den
Formen, in denen sie in den vergangenen
Jahrzehnten praktiziert wurde, ist weitgehend
an ihre Grenzen gestoßen.

III. Von der nationalen zur internationalen Steuerung

Auf der Suche nach neuen Möglichkeiten der
ökonomischen Stabilisierung wendet sich der
Kapitalismus intensiver dem internationalen
System von Beziehungen zu, er bemüht sich,
das zentralistische Element in der Weltwirt-
schaft zu verstärken. Aber dies ist nicht nur
mit großen Schwierigkeiten verbunden, son-
dern führt auch zu widersprüchlichen Konse-
quenzen. Die gegenwärtig von westlichen Au-
toren geäußerte Ansicht, die Versuche zur
Schaffung einer Art von System der zwischen-
staatlichen Regulierung könnten zu einiger-
maßen bedeutsamen Erfolgen im Kampf gegen
die ökonomischen Widersprüche führen, er-
scheint daher nicht sehr überzeugend. Diese
Ansicht kann weder durch theoretische Argu-
mente noch durch reale Tatsachen untermau-
ert werden. Beschäftigen wir uns zuerst mit
den bürgerlichen Konzeptionen.
In der bürgerlichen Literatur haben sich meh-
rere Schulen herausgebildet, die unterschied-
liche Problemlösungen vorschlagen.
Die Argumentation der einen Gruppe von
Autoren läuft darauf hinaus, daß man nicht
heiter-, sondern zurückgehen sollte, zurück

zur früheren nationalen Abgeschlossenheit.
Wenn dies vielleicht auch einige negative Er-
scheinungen mit sich bringen würde, so
könnte und würde jedoch die Regierung das
Wirtschaftsleben des Landes unter Kontrolle
behalten, oder anders gesagt, würde Herr im
eigenen Hause sein.
Eine andere Gruppe von Ökonomen hingegen
hält jeden Nationalstaat für einen historischen
Anachronismus und fordert, ein supranationa-
les, über den Regierungen stehendes System
zu schaffen, das die ökonomische Entwicklung
in der gesamten kapitalistischen Welt koordi-
nieren soll. Ein Weltstaat würde, so glaubt
man, viele Widersprüche zwischenstaatlichen
Charakters und auch Kollisionen zwischen in-
ternationalen Monopolen und nationalen In-
teressen beseitigen. Die internationale Inve-
stitionstätigkeit der Monopole und Staaten
wird als Keimzelle einer wirklich internatio-
nalen Gemeinschaft und letztlich einer Welt-
regierung betrachtet.
Offensichtlich sind beide Schulen von der
Realität weit entfernt. Während die Anhänger
der erstgenannten Schule fest darauf hoffen.



dem objektiven Entwicklungsprozeß der Pro-
duktivkräfte, die immer mehr über den natio-
nalen Rahmen hinauswachsen, entgegenwir-
ken zu können, geben sich ihre Opponenten
wahrhaftig der Illusion hin, man könnte die
tiefen Gräben und prinzipiellen Hindernisse,
die auf dem Weg zur beabsichtigten Bildung
einer internationalen staatlichen Gemein-
schaft liegen, sozusagen auf einen Streich be-
seitigen. Dagegen sprechen die Erfahrungen
der EG, und die zahlreichen, groß angekündig-
ten Pläne zur Bildung von Wirtschafts- und
sonstigen Gemeinschaften sind zum großen
Teil Papier geblieben.
In den letzten zehn bis fünfzehn Jahren hat
sich in der westlichen ökonomischen Literatur
eine neue Schule herausgebildet. Es handelt
sich um das Auftauchen von globalen Projek-
ten für die weitere Entwicklung des Weltkapi-
talismus. Diese Entwürfe, auf lange Zeiträume
angelegt, sind mehr als nur Prognosen. Wäh-
rend eine Prognose im üblichen Sinne dieses
Wortes eine Konstruktion der Zukunft auf der
Grundlage einer Extrapolation, einer Fort-
schreibung der Gegenwart ist, genauer ein
Versuch, durch die Erkenntnis der Entwick-
lungslinien der Vergangenheit in die Zukunft
zu blicken, beschränken sich diese Arbeiten in
ihrer Mehrzahl nicht auf derartige Ziele. Pro-
gnoseergebnisse dienen hier nur als „Zwi-
schenprodukt“, als Arbeitsgrundlage, und vom
Grad ihrer Attraktivität für den Autor hängt
es ab, inwieweit es sich seiner Meinung nach
lohnt, die gegenwärtige Entwicklung auf sie
auszurichten.
Diese Arbeiten stellen richtiger gesagt Szena-
rien dar, deren Autoren Empfehlungen geben,
in welche Richtung gegangen werden sollte
und was dafür zu unternehmen sei. Einigkeit
herrscht auch hier nicht. Unterschiedliche
Prämissen, theoretische und methodologische
Meinungsverschiedenheiten bedingen unter-
schiedliche Untersuchungsergebnisse, die
manchmal ganz offensichtlich nicht überein-
stimmen und in Widerspruch zueinander ste-
hen.
Natürlich können, vom technisch-ökonomi-
schen Standpunkt aus betrachtet, einige futu-
rologische Aspekte derartiger Untersuchun-
gen bei einer hinreichend kritischen Einstel-
lung von gewissem Interesse sein. Ungeachtet
der Beteuerungen, in dem bekannten Bericht
für den Club of Rome sei die Gefahr der Er-
schöpfung der natürlichen Ressourcen offen-
sichtlich übertrieben dargestellt worden, hat
diese Arbeit mit dazu beigetragen, daß die An-
sicht, die Erde sei ein unerschöpfliches Reser-

voir von Naturprodukten, revidiert worden
ist.
Auch wenn zahlreiche bürgerliche Ökonomen
sich um mehr Realitätsnähe bemühen und an
dem konkreten Problem der internationalen
ökonomischen Steuerung arbeiten, muß fest-
gestellt werden, daß es eine unlösbare Auf-
gabe zu sein scheint, die Weltwirtschaft effek-
tiv zu regulieren. Die Praxis läßt keinerlei re-
ale Fortschritte auf diesem Gebiet erkennen,
obgleich es auf der Welt bekanntlich eine
Reihe von Organisationen gibt, deren Aufgabe
es ist, die ökonomischen Bedingungen zu ko-
ordinieren. Diese internationalen Organisatio-
nen stellen jedoch lediglich allgemeine Regeln
für die private oder staatliche Aktivität in den
entsprechenden Bereichen auf, stimmen die
Ausgangspositionen der Teilnehmer aufeinan-
der ab, reglementieren jedoch weder deren Tä-
tigkeit selbst noch den Grad ihrer Aktivität
oder die Folgen. Sie begrenzen oder kanalisie-
ren das Handeln der Wirtschaftssubjekte
nicht. Wenn der Terminus „Regulierung“ auf
die von den internationalen Organisationen
durchgeführten Maßnahmen anwendbar ist
dann nur im engsten Sinne dieses Wortes.
Darüber hinaus bringen alle Maßnahmen der
internationalen ökonomischen Steuerung
eine schöpferische Zerstörung sui generis mit
sich, da sie durch den Abbau von zwischen ein-
zelnen Ländern bestehenden ökonomischen
Beschränkungen oder die Vereinheitlichung
der Wettbewerbsprinzipien in der internatio-
nalen Arena der Intensivierung des interna-
tionalen Wirtschaftsverkehrs der Staaten
breiten Spielraum eröffnen und damit ihrer-
seits das Wirken der Marktkräfte in den kapi-
talistischen Ländern verstärken. Zur Bestäti-
gung dieser These kann man auf das GATT
verweisen. Die von dieser Organisation festge-
legten Grundregeln des Außenhandels, die die
vielen bilateralen Abkommen zwischen Staa-
ten ersetzt haben, wirken als Katalysator für
den internationalen Tauschverkehr und ma-
chen ihn gleichzeitig — dies sei betont — we-
niger steuerbar. Im Rahmen des GATT haben
bereits mehrere Runden des gegenseitigen
Abbaus von Handelsschranken stattgefunden.
Natürlich bedeutet der Abbau oder die Sen-
kung der Tarifschranken keine völlige Libera-
lisierung dieses Handels, da sogenannte nicht-
tarifäre Beschränkungen existieren. Dabei
handelt es sich um verschiedene Normen und
Vorschriften bezüglich der Produktion, der
Verpackung usw. Allerdings darf man die
Rolle der nichttarifären Schranken nicht über-
schätzen, da sie bei all ihrer Bedeutung schwä-



eher sind als die Zollschranken — und dem-
entsprechend schwächer ist auch der admi-
nistrative Einfluß auf den internationalen
Handel.
Eine der Aufgaben entsprechender internatio-
naler Organisationen und der unter ihrer
Ägide durchgeführten Konferenzen ist die
weitere Liberalisierung des internationalen
Tauschverkehrs. In dem Maße, in dem die an-
gestrebte Liberalisierung verwirklicht wird,
werden den nationalen Regierungen nicht un-
wichtige Lenkungsinstrumente aus der Hand
genommen.
Warum können die Bestrebungen der Regie-
rungen einzelner Länder, so etwas wie einen
Mechanismus der internationalen Regulie-
rung zu schaffen, keinen Erfolg haben? Weiter
oben wurde bereits auf die Kollision zwischen
der ökonomischen Aktivität des Kapitals, die
sich auf die ganze Welt erstreckt, und der Be-
schränkung der administrativen Intervention
auf einen nationalen Wirtschaftsraum hinge-
wiesen. Diese Kollision kann man auch auf ei-
ner anderen Ebene betrachten — als Wider-
spruch zwischen dem Kosmopolitismus des
Kapitals und dem bürgerlichen Staatswesen.
Einerseits ist das Kapital nicht geneigt, im Be-
reich seiner Verwendungssphäre Zwang zu
dulden, andererseits tritt der Staat als Vertre-
ter einer bestimmten, nämlich nationalen
Gruppe von Kapitalisten auf.
Hier ist darauf hinzuweisen, daß eine Reihe
von internationalen Monopolen zu einem er-
heblichen Teil dem Staat gehören. Letzten En-
des jedoch tritt der bürgerliche Staat, unab-
hängig vom konkreten Eigentümer dieser
oder jener Firma (Gruppe von Privatfirmen
oder staatlichen Organen), als Anwalt der In-
teressen des nationalen Kapitals auf. Die Kapi-
tale verschiedener Länder sind nicht nur Part-
ner, sondern mehr noch Konkurrenten. Des-
halb kann der Staat, der die Schleusen für die
spontane Migration des Kapitals verschiede-
ner Länder immer weiter öffnet und der über
keine wirksamen Instrumente zur Einfluß-
nahme verfügt, dennoch seine entscheidenden
Prärogative nicht an ein internationales Organ
abgeben. Mit anderen Worten: Wenn sich der
bürgerliche Staat als unfähig erweist, den in-
ländischen Reproduktionsprozeß unter Kon-
trolle zu halten, dann ist die interstaatliche Re-
gulierung dazu noch weniger imstande.

Bei einer Bewertung der Effizienz der Steue-
rung ist es methodologisch wichtig, zwischen
dem Objekt, den Instrumenten und den Sub-
jekten der Regulierung zu unterscheiden. Das

Objekt ist die Zirkulationssphäre, sind die Ab-
satz- und Verrechnungsbedingungen. Der Pro-
duktionsbereich unterliegt nicht der ein-
schränkenden Einflußnahme der supranatio-
nalen Organe. Schon allein diese Tatsache
zeugt von der geringen Durchschlagskraft in-
ternationaler Lenkungsbemühungen. Es be-
steht kein Anlaß zu erwarten, daß sich die Si-
tuation wesentlich ändern könnte, selbst wenn
die kapitalistischen Länder versuchen wür-
den, die Produktion unter eine gemeinsame
Kontrolle zu bringen. Denn schon im nationa-
len Rahmen, wo die Regulierung ein höheres
Niveau erreicht als im internationalen Rah-
men, hat die Einflußnahme auf die Produktion
nur sehr wenig Erfolg, weil sie bis auf seltene
Ausnahmen, dies sei noch einmal betont, nicht
direkt, sondern indirekt ausgeübt wird. Die di-
rekte Lenkung der Produktion von Seiten des
Staates ist aber keine Aufgabe, die im Kapita-
lismus auf der Tagesordnung steht. Die Mono-
pole haben nicht die Absicht, sich dem Staat
„zu ergeben“, während der Staat sich nicht
darum bemüht, den „Sieg“ über das Kapital da-
vonzutragen.
Was die Subjekte der Regulierung anbelangt,
so wird die Angelegenheit in der internationa-
len Arena wesentlich komplizierter. Während
die Kapitale verschiedener Länder zusammen-
wachsen und sich miteinander verflechten, be-
wahren die bürgerlichen Staaten nach wie vor
ihre Souveränität. Daher können die Bemü-
hungen um eine zwischenstaatliche Regulie-
rung nur wenig Erfolg haben. Auf zwischen-
staatlicher Ebene gefaßte Beschlüsse werden
von jedem einzelnen Land unter Berücksichti-
gung seiner eigenen Interessen mit nationalen
Instrumenten durchgeführt, ganz davon zu
schweigen, daß diese Beschlüsse selbst im
Konkurrenzkampf zustande kommen und
Kompromisse darstellen. Unter den gegenwär-
tigen Bedingungen vollzieht sich die reale ge-
sellschaftliche Reproduktion immer mehr auf
internationaler Grundlage, aber zu regulieren
sucht man sie durch isolierte Maßnahmen der
einzelnen staatlichen Systeme.

Wie aktuell und kompliziert das Problem
der internationalen Steuerung der Produktion
ist und wie wenig Aussicht für eine Lösung
dieses Problems besteht, zeigt sich am Beispiel
der EG, in der die gegenseitige Abhängigkeit
der nationalen Wirtschaften wohl einen höhe-
ren Grad erreicht hat als in irgendeiner ande-
ren Region der kapitalistischen Welt. Auf dem
Gemeinsamen Markt gibt es eine ökonomi-
sche Programmierung, die das Ziel hat, die
Aktionen der nationalen Regierungen zu ver-



einheitlichen. Es wurden mehrere gemein-
same Wirtschaftsprogramme als offizielle
Richtschnur angenommen, aber sie haben den
Teilnehmerländern keine Erleichterung ihrer
wirtschaftlichen Probleme beschert. Erklärt
werden kann der geringe Erfolg der Pro-
gramme u. a. daraus, daß es in der Gemein-
schaft keine direkte politische Einflußnahme
auf die Produktion gibt.
Ein gewisser Sonderfall sind die Regelungen
für die landwirtschaftliche Produktion, ob-
gleich auch hier von einer direkten Interven-
tion der Organe der Gemeinschaft in die Pro-
duktion keine Rede sein kann. Analysiert man
die Agrarpolitik, so lassen sich ihre beiden
Hauptmerkmale so bestimmen: Erstens ist sie
durch eine geringe Effizienz gekennzeichnet,
was vor allem in den enormen Ausgaben für
die Erhaltung des „grünen Marktes“ zum Aus-
druck kommt. Zweitens hat sie die scharfen
Gegensätze zwischen den Partnern der Ge-
meinschaft nicht beseitigt.

Stellen wir uns einmal vor, daß die Aktionen
von oben den Prozessen von unten adäquat
seien, d. h., daß es zu einem Zusammenwach-
sen der kapitalistischen Staaten käme. Wenn
eine solche Annahme auch sehr realitätsfern
ist, so ermöglicht sie es doch, sich einen klaren
Begriff vom Wesen der Sache zu machen:
Auch die in einem solchen Falle entstehende
vergrößerte staatliche Einheit hätte sich na-
türlich nicht von den charakteristischen Pro-
blemen befreit, denn deren Existenz und Ge-
wicht hängt nicht von der Größe eines Landes
ab.
Die „Keynesianische Revolution“ stellte sei-
nerzeit einen Wendepunkt in der Geschichte
der bürgerlichen Politischen Ökonomie dar.
Keynes hat sich vor allem dadurch Verdienste
um den Kapitalismus erworben, daß er als
nüchtern denkender Pragmatiker nicht die
Augen vor den Widersprüchen der bürgerli-
chen Gesellschaft verschlossen hat. Als einer
der ersten bürgerlichen Ökonomen hat Key-
nes die Realitätsferne des neoklassischen
Dogmas von der Selbststeuerung des Markt-
mechanismus, die Nutzlosigkeit, ja sogar Ge-
fährlichkeit dieses Dogmas für das weitere
Schicksal dieses Systems erkannt

Vor Keynes sind die bürgerlichen Ökonomen
bei ihren Überlegungen vom Say'schen Theo-
rem ausgegangen, daß sich die Wirtschaft
selbst reguliere, da sich jede Produktion eine
eigene Nachfrage schaffe. Keynes' Kritik an
diesen Ökonomen, die nicht imstande waren,
den ganzen Ernst der Diskrepanz zwischen

Theorie und Praxis zu begreifen, kommt schon
fast einer Anklage gleich.

Keynes hat nicht nur mit den alten Ansichten
aufgeräumt, sondern hat die Notwendigkeit
staatlicher Eingriffe in die Wirtschaft auch
theoretisch begründet. Er hat betont, daß der
Ausbau der ökonomischen Rolle des Staates
für den Kapitalismus von vitaler Bedeutung
ist. Als Mitglied der herrschenden Klasse
hatte er es nicht nötig, seine Loyalität zu be-
weisen, und es kümmerte ihn wenig, daß seine
Idee, die staatlichen Eingriffe zu verstärken,
unpopulär war. Er rechtfertigte diese Idee mit
den strategischen Interessen des Kapitalismus
selbst. Der eigentliche Schöpfer des Keynesi-
anismus war jedoch — mit Verlaub zu sagen —
die Realität selbst. In diesem Zusammenhang
ist es wichtig, auf folgende Tatsache hinzuwei-
sen: Wie durch eine Reihe von Quellen belegt
werden kann, waren Präsident Roosevelt die
ökonomischen Anschauungen von Keynes bei
Beginn seiner Amtszeit noch unbekannt, aber
dennoch verfolgte er eine klar „Keynesiani-
sche" Politik. Den Anstoß zu dieser Improvisa-
tion in der Wirtschaftspolitik gab die rauhe
Wirklichkeit des Jahres 1933 in Gestalt der
Massenarbeitslosigkeit und einer bis dahin
noch nicht dagewesenen Unterauslastung der
Produktionskapazitäten; es hatte sich „soziales
Dynamit" angehäuft, das das ganze Gesell-
schaftssystem sprengen konnte.

Aus den Tendenzen zur Erweiterung der öko-
nomischen Funktionen des Staates, die schon
in jener Periode zu beobachten waren, hat
Keynes in erheblichem Umfang allgemeingül-
tige Schlüsse gezogen. Die pragmatischen An-
sätze einzelner Politiker, die neue Instru-
mente zur Einwirkung auf die Wirtschaft em-
pirisch herausgefunden hatten, wurden in den
Arbeiten dieses weitsichtigen Anwalts des
Kapitalismus theoretisch formuliert und wei-
terentwickelt.

Heute kommen jedoch die bürgerlichen Wis-
senschaftler selbst immer mehr zu der Über-
zeugung, daß die Keynesianische Theorie als
Richtschnur bei der Lösung der vielen gegen-
wärtig anstehenden Probleme gänzlich unge-
eignet ist. Sie verweisen unter anderem dar-
auf, daß Keynes bei der Ausarbeitung seiner
allgemeinen Theorie hauptsächlich von den
Bedingungen einer geschlossenen Wirtschaft
ausgegangen ist. Versucht man indessen, diese
Theorie unter Berücksichtigung der interna-
tionalen Wirtschaftsbeziehungen anzuwen-
den, so zeigt sich ihre entscheidende Lücke.



Trotz der Vielzahl unterschiedlicher Theorien
ist kein klarer Fortschritt in der gewünschten
Richtung zu erkennen. Der bekannte westli-
che Ökonom P. Drucker charakterisierte die
Situation etwa folgendermaßen: Im Westen
sei man sich dessen bewußt, daß eine ganz
neue ökonomische Theorie benötigt werde,
die sich nicht so sehr mit der nationalen als
vielmehr mit der Weltwirtschaft beschäftigt.
Dies bedeute, so Drucker weiter, daß man eine
Theorie brauche, die über die Keynesianische
Lobpreisung der nationalen Regierung als ei-
ner allmächtigen und allwissenden Instanz
hinausgeht und die nationale Wirtschaft als
Teil der größeren Weltwirtschaft begreift.

Außerdem müsse die gesuchte Theorie be-
stimmten Anforderungen genügen. Sie müsse
z. B. imstande sein, nicht nur die Verteilung
der Einkommen, sondern auch die Bildung des
Kapitals zu analysieren und die Probleme der
natürlichen Ressourcen, des Arbeitskräftepo-
tentials, des Geldes, des Kredits und der Steu-
ern zu erfassen.
Die Anforderungen an eine solche Theorie
sind also sehr hoch. Letztlich handelt es sich
hier um den Wunsch, eine theoretische Kon-
struktion zu schaffen, die helfen würde, die
Reproduktion im Weltmaßstab und damit
auch im nationalen Rahmen zu stabilisieren.
Aber nicht alle Wünsche sind erfüllbar.

\



Hanns-Dieter Jacobsen

Internationale Verflechtung, wirtschaftliche Macht
und das „Management von Interdependenz"

Anmerkungen zu dem Artikel von Valentin Fjodorow

In der Möglichkeit, die Ausführungen von
V. Fjodorow über „Nationale Ökonomien in
der westlichen Weltwirtschaft" zu kommentie-
ren, liegt deshalb ein großer Reiz, weil sie Ge-
legenheit gibt, nicht nur völlig korrekte Beob-
achtungen des Autors zu bestätigen, sondern
auch auf Unvollständiges und Fehlendes hin-
zuweisen. Die folgenden kritischen Anmer-
kungen sollen dazu beitragen, weitere Denk-
anstöße zu geben und auch Fragen aufzuwer-
fen, die Fjodorow zu stellen leider versäumt.•
Fjodorows zentrale Beobachtung, daß in Zei-
ten sich intensivierender Internationalisie-
rungsprozesse in Handel und Produktion
der wirtschaftspolitische Handlungsspielraum
von Nationalstaaten bzw. die nationale „staat-
liche Regulierung" eingeengt wird, ist von
westlichen Ökonomen schon seit langem kon-
statiert worden. Dementsprechend gibt es
eine mittlerweile kaum mehr zu übersehende
wirtschafts- und politikwissenschaftliche Lite-
ratur zu diesem Thema im Westen, in der die
wesentlichen Problembereiche umfassend ab-
gehandelt werden )• Worauf Fjodorow nun zu1 -
sätzlich hinweist, ist der Widerspruch zwi-
schen Nationalstaat und internationaler Ver-
gesellschaftung der Produktion, wobei Fjodo-
row uns den Eindruck vermittelt, daß dieser
Widerspruch nicht zu lösen sei. Ob das nun le-
diglich daran liegt, daß die westliche wirt-
schaftswissenschaftliche Forschung zu sehr
dem Keynes’schen System, das hauptsächlich
von den „Bedingungen einer geschlossenen
Wirtschaft" (S. 12) ausgeht, verhaftet ist, kann

In diesen Beitrag sind Forschungsergebnisse einge-
flossen, die derAutor im Rahmen von Projekten der
Deutschen Forschungsgemeinschaft (DFG) und der
Deutschen Gesellschaft für Friedens- und Konflikt-
forschung (DGFK) erarbeitet hat.

1) Stellvertretend für die Vielzahl der Untersuchun-
gen sei verwiesen auf C. Deubner/U. Rehfeldt, F.
Schlupp/G. Ziebura, Die Internationalisierung des
Kapitals. Neue Theorien in der internationalen Dis-
kussion, Frankfurt/New York 1979.

mit Fjodorow durchaus bezweifelt werden.
Schließlich gilt für alle wirtschaftspolitisch re-
levanten Schulen unserer Zeit — sei es der
Keynesianismus, der Monetarismus oder die
supply-side-economics —, daß „auf dem Gebiet
der Ökonomie gewöhnlich die Theorien ent-
weder den Ereignissen hinterher-(hinken)
oder sie überdauern"2).

2) R. Prebisch, The Economic Development of Latin
America and Its Principal Problems, in: ECLA, Eco-
nomic Bulletin for Latin America, Vol. VII, No. 1,
February 1962, S. 1 (eng!.).

Etwas anderes scheint mir aber sehr viel wich-
tiger zu sein. Und hier springt Fjodorows
manchmal sehr pointierte Betrachtungsweise
ins Auge. Schließlich ist es ja nicht einfach so,
daß bei Internationalisierungsprozessen Na-
tionalstaaten an Handlungsspielraum bei ih-
rer makroökonomischen Steuerung verlieren.
Vielmehr ist hervorzuheben, daß dies in unter-
schiedlichem Ausmaß der Fall ist; diese
Asymmetrie wird weitgehend bestimmt von
der Offenheit der jeweils betrachteten Volks-
wirtschaft. Wenn die USA — vor allem aus
binnenwirtschaftlichen Gründen — es z. B. für
notwendig halten, ihr Zinsniveau hoch zu hal-
ten, dann sind die Möglichkeiten anderer Län-
der, die negativen Folgen dieser Politik für das
eigene Land zu begrenzen, angesichts der
weitgehenden Verflechtung der Industrielän-
der untereinander nur sehr gering.
Von dieser „gegenseitigen Verflechtung" der
westlichen Industrieländer untereinander ist
in dem Aufsatz von Fjodorow nur an einer
Stelle (S. 5) die Rede, von gegenseitiger Ab-
hängigkeit ebenfalls, und zwar im Zusammen-
hang mit dem Intergrationsprozeß der Euro-
päischen Gemeinschaft (S. 11). Den Terminus
Interdependenz vermeidet Fjodorow völlig,
und zwar sicherlich deshalb, weil er — wie ein
Autorenkollektiv aus der UdSSR und der DDR
— der Meinung sein dürfte, daß „die These von
einer Interdependenz dazu genutzt (wird), um
gestützt auf sogenannte Abhängigkeits-
zwänge die objektive Notwendigkeit des Ab-



baus nationaler Souveränität bei der Entschei-
dung von Wirtschaftsfragen in den imperiali-
stischen Ländern zu propagieren, um ein mög-
lichst freies Agieren der internationalen Mo-
nopole zu erreichen"3).

5) K. Kautsky, Habsburgs Glück und Ende, Berlin
1918, S. 78. Vgl. auch ders., Der Imperialismus, in:
Die Neue Zeit, 22. Jg. (1914), Bd. 2, S. 908—922.
6) W. I. Lenin, Imperialismus als höchstes Stadium
des Kapitalismus, in: Werke, Bd. 22, Berlin (Ost)
1966, S. 274.

Dennoch dürfte es aber mittlerweile kaum
mehr möglich sein, das sich zuspitzende Span-
nungsverhältnis zwischen nationaler Wirt-
schaft und Weltwirtschaft — oder besser: Na-
tionalstaat und internationalem System —
ohne den Begriff Interdependenz erklären zu
können. Dabei spreche ich von Interdepen-
denz nicht als ideologisch verbrämter Leerfor-
mel, mit der wenig erklärt und vieles vernebelt
werden kann, sondern meine mit einem inter-
dependenten internationalen System das in
der Regel asymmetrische Geflecht von Natio-

3) Autorenkollektiv DDR — UdSSR, Internationale
Wirtschaftsbeziehungen, Berlin (Ost) 1981, S. 19.
Eine derartige Diskreditierung des Begriffes „Inter-
dependenz“ erinnert ein wenig an das entspre-
chende Umgehen mit dem Begriff „Integration" zu
Beginn der sechziger Jahre seitens sowjetischer Au-
toren. Vgl.: Uber die imperialistische „Integration“ in 
Westeuropa. Thesen des Instituts für Weltwirt-
schaft und internationale Beziehungen an der Aka-
demie der Wissenschaften der UdSSR, in: Sonder-
heft 2/1962 der Deutschen Außenpolitik, Berlin

•(Ost), S. 237—254. In der gleichen Ausgabe der Zeit-
schrift schreibt W. Ljubimowa: „Die europäische .In-
tegration’ ist eine Art .Heilige Allianz' der reaktio-
nären Kräfte Westeuropas, die die Aufgabe hat,
günstigere Voraussetzungen für eine verstärkte ka-
pitalistische Ausbeutung und politische Unterdrük-
kung der Werktätigen zu schaffen." (S. 119) Seit eini-
gen Jahren allerdings haben sich die Töne geändert.
So heißt es beispielsweise: „Die Integration ist eine
die gesamte Welt umspannende Entwicklungsten-
denz ... die Integration (wird) für viele Länder ob-
jektiv notwendig." M. M. Maximowa, Kapitalistische
Integration, Berlin (Ost) 1975, S. 21. Und an anderer
Stelle: „Trotz ihrer inneren Widersprüchlichkeit
vergrößert die kapitalistische Integration die wirt-
schaftlichen und wissenschaftlich-technischen Po-
tenzen der integrierten Länder und erhöht die Ef-
fektivität ihrer Wirtschaft." (ebenda, S. 281 f.)
4)Stellvertretend für die Vielzahl der erschienenen
Analysen sei verwiesen auf R. N. Cooper, The Eco-
nomics of Interdependence, New York usw. 1968;
R. O. Keohane/J. S. Nye, Power and Interdependen-
ce, Boston/Toronto 1977, sowie wegen der ausführli-
chen Bibliographie auf Congressional Research Ser-
vice, Science, Technology, and Diplomacy in the
Age of Interdependence. Prepared for the Subcom-
mittee on International Security and Scientific Af-
fairs of the Committee on International Relations.
1 S. House of Representatives, Washington, D. C.

nalstaaten und anderen transnationalen Ak-
teuren staatlicher und nichtstaatlicher Art (in-
ternationale 'Organisationen, multinationale
Unternehmen etc.), in dem zweifellos — und
hier ist Fjodorow voll zuzustimmen — die Be-
deutung von Nationalstaaten als Regulativ ab-
genommen hat4).
Folgt man Fjodorows Gedankengang, dann ha-
ben jedoch alle Versuche, internationale Re-
gulative einzusetzen, keine Aussicht auf Er-
folg; die Beispiele der EG und des GATT seien
Beweis dafür. Vielmehr sei der „Widerspruch
zwischen dem Grad der Vergesellschaftung
der Produktion und der Form der Aneig-
nung ... auf eine neue Stufe“ (S. 4) gehoben.
Die Folgen dieses Leninschen Ansatzes sind
klar, insbesondere dann, wenn man sich der
Kritik Lenins an Kautskys Konzept vom „Ul-
traimperialismus", das „internationale Einrich-
tungen der Kontrolle oder auch der Entschei-
dung von Streitfragen zwischen Völkern und
Staaten“5) einschloß, erinnert: Das sei „eine
Vertuschung, eine Abstumpfung der funda-
mentalsten Widersprüche des jüngsten Stadi-
ums des Kapitalismus, statt einer Enthüllung
ihrer Tiefe; das Resultat ist bürgerlicher Refor-
mismus statt Marxismus."6)
Die — sei es auch nur indirekte — Berufung
auf revolutionäre Thesen, die (1917 geschrie-
ben) unter dem Eindruck des Ersten Weltkrie-
ges entstanden, führt unter den heutigen Be-
dingungen jedoch nicht weiter. Zu sehr haben
sich die sozioökonomischen Strukturen, die
Akteure und auch die Bewegungen zwischen
ihnen verändert. Fjodorows Ansatz, seine
Analyse und somit auch seine Schlußfolgerun-
gen werden dem Gegenstand nicht immer ge-
recht. Es ist keineswegs einsehbar, warum sich
nicht wie im nationalen auch im internationa-
len Bereich bilaterale, regionale oder gar glo-
bale Regulierungsmechanismen von Zirkula-
tions- und auch Produktionsprozessen heraus-
bilden sollten. Und die jüngeren Entwick-
lungstendenzen weisen exakt in diese Rich-
tung.



Verflechtung, Interdependenz und Protektionismus

Die „bürgerliche" Analyse jüngerer Entwick-
lungen in der Weltwirtschaft ignoriert gestie-
gene Konfliktpotentiale keineswegs. Deren
Ursache sind mehrere Trends, die nicht nur
nebeneinander existieren, sondern kumulativ
wirken:
1. So war bereits während der sechziger Jahre
deutlich geworden, daß der Welthandel im
Vergleich zur Weltproduktion überproportio-
nale Zuwächse aufwies — eine Entwicklung,
die sich seit Anfang der siebziger Jahre sogar
noch steigerte. Gerade für die Industrieländer
nahm der Welthandel an Bedeutung zu: Fast
ohne Ausnahme ist in allen wichtigen Indu-
strieländern der Anteil der Exporte am Brut-
toinlandsprodukt (BIP), also der Teil des im In-
land Produzierten, der dem Ausland zur Ver-
fügung gestellt wird, gestiegen (z. B. USA von
4 % (1960] auf 7 % [1978]; EG von 8 % [1960] auf
11 % [1978] ohne Intra-Handel); für die Importe
gelten ähnliche, etwas höhere Quoten.
Die Folgen dieses Prozesses sind deshalb von
besonderer Bedeutung, weil diese Länder auf
Veränderungen im internationalen Handel
und auf Veränderungen in abnehmenden oder
liefernden Partnerländern sehr viel empfindli-
cher reagieren und verwundbarer, d. h. abhän-
giger geworden sind. Die größere Verflochten-
heit der Volkswirtschaften untereinander und
die größere Sensitivität gegenüber externen
Ereignissen ist besonders deutlich geworden
bei der Übertragung internationaler wirt-
schaftlicher Störungen zwischen den Indu-
strieländern, beispielsweise bei dem kombi-
nierten Auftreten von Inflation und Rezession
in den Jahren 1972 bis 1975 und auch jetzt wie-
der seit 1979. Zwar werden diese Störungen
über die außenwirtschaftlichen Kanäle zwi-
schen den Ländern vermittelt, die Effekte ha-
ben jedoch mittel- und unmittelbare Auswir-
kungen auf die nationalen Preise, auf Ange-
bots- und Nachfragestrukturen, auf das Ein-
kommen, die Beschäftigung usw. Die Übertra-
gungsmechanismen (qua Preis-, Einkommens-
und Finanzeffekte) wirtschaftlicher Störun-
gen, die mit einer Zunahme der wirtschaftli-
chen Verflechtung entsprechend der nationa-
len wirtschaftlichen und innenpolitischen Fle-
xibilität ihren Wirkungsgrad verändern, wer-
den besonders virulent bei „nichttypischen",
also primär politisch bewirkten Störungen. So
hat das Beispiel der „Energiekrisen" seit 1973/
74 gezeigt, daß alle Industrieländer, wenn auch
in unterschiedlichem Ausmaß, auf Störungen

der Versorgungssicherung sensibel reagieren
und in ihnen teilweise schmerzhafte — weil
kosteninduzierende — wirtschaftspolitische
Anpassungsprozesse bewirkt wurden. Denn
mit der steigenden Bedeutung des Außenwirt-
schaftsbereichs verbreitern sich auch die Ka-
näle, durch die die Produktion, die Beschäfti-
gung, das wirtschaftliche Wachstum, die Ver-
teilung usw. eines Landes beeinflußt werden
können und — im Extremfall — sogar sein
wirtschaftlicher Zusammenbruch bewirkt
werden kann.

2. Diese Überlegungen gelten nicht nur für
den internationalen Handel, sondern auch für
den Bereich des Kapitalverkehrs in Form etwa
von Direktinvestitionen. Die Entwicklung der
letzten Jahre zeigt einen weltweit rapiden An-
stieg von wirtschaftlichen Transaktionen, die
sich nicht nur auf das Gebiet des internationa-
len Austausches von Waren und Dienstlei-
stungen beschränken, sondern sehr viel weiter
gehen und Kapitalbewegungen in Form etwa
der Verlagerung von Produktionsstätten, kurz
eine allgemeine Internationalisierung der Pro-
duktion umfassen.

Als wirtschaftliche Ursache für diesen Inter-
nationalisierungsprozeß muß der rapide An-
stieg der produktiven Kräfte in den industriell
entwickelten Zentren angesehen werden: Ra-
tionalisierung und Automatisierung sowie
eine ständige Erhöhung der Produktivität för-
dern vertikale und horizontale Konzentra-
tionstendenzen in der Produktion. Die optima-
len Betriebsgrößen und die Produktionsserien
wachsen in beträchtlichem Ausmaß. Und in
vielen, besonders den kleineren Industrielän-
dern haben die produktiven Kräfte einen
Punkt erreicht, wo der Rahmen und die Gren-
zen der einzelnen nationalen Wirtschaften zu
klein geworden sind und hemmend wirken.
Die notwendigen Investitionen sind von den 
einzelnen Unternehmen kaum mehr allein zu
tragen, und die Entwicklung neuer Produktio-
nen und Technologien erfordert einen exorbi-
tant hohen Forschungsaufwand, der nur noch
in multinationalen und/oder integrierten Sy-
stemen zu leisten ist. Hierdurch, nämlich
durch eine den nationalen Rahmen überwin-
dende Verklammerung von Unternehmens-
einheiten in verschiedenen Ländern, verän-
dern sich die Parameter für die Realisierungs-
möglichkeiten nationaler wirtschaftspoliti-
scher Postulate und schaffen strukturelle In-



terdependenzen zwischen den betrachteten
Ländern.
3. Mit den Veränderungen im Handels- und
im Kapitalverkehrsbereich einher gingen
grundlegende Veränderungen in den interna-
tionalen monetären Beziehungen. Zweifellos
hat die Internationalisierung der Produktion
die Internationalisierung des Banken- und Fi-
nanzwesens intensiviert. Schließlich verfügen
die multinationalen Unternehmen für ihre in-
ternationalen Aktivitäten über immense kurz-
fristig verfügbare Mittel, die je nach konzern-
internen Überlegungen zwischen den ver-
schiedenen Ländern transferiert und natürlich
auch verwendet werden, um beispielsweise
Zinsdifferenzen zwischen den Ländern auszu-
nutzen. Daß es deshalb in den sechziger Jah-
ren zusätzlich zu verstärkten Aktivitäten von
US- und europäischen Banken kam und zur
Bildung internationaler Banken-Konsortien,
kann nicht überraschen. Derartige multinatio-
nale Banken können ebenso wie multinatio-
nale Unternehmen enorme finanzielle Trans-
fers vornehmen, und zwar nicht allein aus In-
vestitionsgründen, sondern etwa auch, um für
oder gegen Wechselkursveränderungen zu
spekulieren. Aufgrund dieser Entwicklungen,
die ihren sichtbarsten Ausdruck in der Entste-
hung der durch die Petrodollars zusätzlich auf-
geblähten Eurogeldmärkte fanden (deren Vo-
lumen betrug Ende 1980 mehr als 1000 Mrd.
US-Dollar), fand ein weiterer Verlust an ma-
kroökonomischen Steuerungsmöglichkeiten
durch die nationalen Regierungen statt.
In die beschriebenen Internationalisierungs-
tendenzen sind Ländern involviert, die — wie
Joan Robinson es einmal formuliert hat — ih-
rem „Wesen nach protektionistisch und natio-

nalistisch"7) sind. Nicht nur gibt es in jedem
Land eine andere Form der Beziehung zwi-
schen Regierung, Verwaltung und Unterneh-
men, auch die Einkommensverteilung ist un-
terschiedlich, die Gesetzgebung usw. In den
Außenwirtschaftsbeziehungen ist das Behar-
ren auf nationalegoistischen Interessen beson-
ders deutlich: In den hochindustrialisierten
Ländern übersteigt die Produktionskapazität
in der Regel die gesamtwirtschaftliche Nach-
frage. Exporte bewirken eine Ausdehnung der
Gewinnchancen, Importe dagegen Verluste
zuungunsten der einheimischen Produzenten.
Und hierdurch werden Grundlagen geschaffen
für neue und verfeinerte Importbeschränkun-
gen, Exportförderungen usw.

Aus den einander widerstrebenden Entwick-
lungen läßt sich folgern, daß durch die größer
gewordene Sensibilität der Industrieländer
bei Veränderungen in der Weltwirtschaft ei-
nerseits und die sich verstärkenden protektio-
nistischen Maßnahmen andererseits Konflikt-
felder entstanden sind, die nicht nur das zu-
künftige wirtschaftliche Wohlergehen dieser
Länder beeinflussen, sondern auf ihre gesell-
schaftliche Entwicklung einwirken. Deshalb
ist keineswegs sicher, inwieweit Anstrengun-
gen, die gestiegene wirtschaftliche Interde-
pendenz der Industrieländer zu regulieren,
dieses Spannungsverhältnis zwischen natio-
naler Wirtschaftspolitik und internationaler
Verflechtung lösen können. Es gibt jedoch —
und das dürfte eigentlich allen Regierungen
deutlich sein — keine Alternative zu dem Ver-
such, effektive Formen der internationalen
Regulierung zu finden. Ein Abbau der interna-
tionalen Verflechtung schadet schließlich al-
len Beteiligten.

Nationale Handlungsspielräume und wirtschaftliche Macht

Angesichts der beschriebenen Außenwirt-
schaftssensitivitäten und der größer geworde-
nen Verwundbarkeiten haben sich zunächst
einmal binnenwirtschaftliche Mechanismen
und Strategien herausgebildet, die die negati-
ven Auswirkungen der Verflechtung, die po-
tentiellen und tatsächlichen Abhängigkeiten
mindern und die wirtschaftliche Sicherheit ge-
währleisten sollen. Abgesehen von den politi-
schen Implikationen dieser Ziele sollen diese
Strategien verhindern, daß die „außenwirt-
schaftlichen Umstände (Parameter) sich so

verändern, daß das sozio-politische System ei-
ner Nation einem Druck ausgesetzt wird, un-
ter dem es zusammenbricht"8), d. h. sie konzen-
trieren sich auf Bereiche, die die Verwundbar-
keit des Landes (z. B. Rohstoff- und Energie-
versorgung) betreffen. Unter dem Gesichts-
punkt zunehmender Verflechtung wird dann



das Verhalten der betroffenen Länder von der
Maxime geprägt, solche internen wirtschaftli-
chen Strukturen zu entwickeln, die in der Lage
sind, potentielle oder existierende Abhängig-
keiten in relevanten Bereichen abzubauen.
Oftmals noch schwieriger als für dieses Pro-
blem sind nationale Antworten auf die gesun-
kene Autonomie der meisten Industrieländer
zu finden, die keineswegs nur in der Formulie-
rung von „Industriepolitiken'' oder dem Erlaß
anderer protektionistischer Maßnahmen be-
stehen müssen. So müssen beispielsweise die
potentiellen Vorteile in Rechnung gestellt
werden, die ein Land durch die Koordinierung
seiner Wirtschaftspolitik mit einem anderen
Land erzielen kann: Die gesunkene Effektivi-
tät einiger nationaler wirtschaftspolitischer
Maßnahmen (hauptsächlich nachfrageorien-
tierte Politik in kleineren Ländern) kann bei-
spielsweise durch unterstützende Maßnah-
men von Nachbarländern kompensiert wer-
den. Überhaupt macht es die Interdependenz
der wirtschaftspolitischen Maßnahmen selbst
attraktiv für alle betroffenen Länder, koopera-
tive Lösungen zu finden, wobei diese Koopera-
tion vom schlichten Austausch von Informa-
tionen bis hin zu gemeinsamen wirtschaftspo-
litischen Aktionen gehen kann.
Wirksamkeit und Ausmaß derartiger Maßnah-
men und nicht zuletzt die Flexibilität, mit der
sich ein Land gegen störende Einflüsse ab-
schirmen oder sie durch eigene Initiativen ge-
genüber den „Störern“ kompensieren kann,
sind äußerst komplex, zumal ein Land auf öko-
nomische Wirkungsmechanismen (z. B. bei im-
portierter Inflation und internationaler Kon-
junkturübertragung) ebenso zu reagieren hat
wie auf in politischen Bereichen angesiedel-
ten Entscheidungen, die etwa seine wirtschaft-
liche Sicherheit (z. B. Energieversorgung) be-
treffen.
Hiermit wird ein Punkt angesprochen, der in
Fjodorows Analyse nicht behandelt wird, der
aber das von ihm angesprochene Problem na-
tionaler Regulierung eher noch brisanter
macht. Es kann kaum bestritten werden, daß in
den sechziger und insbesondere in den siebzi-
ger Jahren zwischen den Industrieländern
eine „Politisierung der Ökonomie" stattgefun-
den hat. Nicht nur wurden Entscheidungen in
nichtökonomischen zunehmend mit solchen
in ökonomischen Bereichen verknüpft. Bei
den existierenden langfristigen Trends in
Richtung verstärkter staatlicher Interventio-
nen in die nationalen Wirtschaftsabläufe for-
derte darüber hinaus die Herausbildung neuer
transnationaler Akteure wie der multinationa-

len Unternehmen die Nationalstaaten immer
mehr zu politischen Reaktionen und zur For-
mulierung politischer und wirtschaftspoliti-
scher Verhaltensmaximen heraus. Aber auch
von einer „Ökonomisierung der Politik“
könnte gesprochen werden, weil nämlich die
Hauptprobleme, mit denen die Nationalstaa-
ten als Hauptakteure des internationalen Sy-
stems konfrontiert werden, sich mehr und
mehr auf wirtschaftliche Probleme konzen-
triert haben. Die Wirtschaftsgipfeltreffen der
wichtigsten westlichen Industrieländer sind
hierfür das beste Beispiel.
Eine Ausweitung des Gegenstandes der Dis-
kussion — Analyse ökonomischer und politi-
scher Bestimmungsfaktoren des internationa-
len Systems — setzt voraus, daß eine Fixie-
rung von „issue areas", also von Sachbereichen,
um die es bei zwischenstaatlichen Transaktio-
nen geht, vorgenommen wird, innerhalb derer
oder zwischen denen die Beziehungen der in-
ternationalen Akteure stattfinden.
Die Untersuchung der Beziehungen zwischen
den industrialisierten Ländern läßt den allge-
meinen Schluß zu, daß seit Anfang der siebzi-
ger Jahre die Akteure des internationalen Sy-
stems mehr und mehr dazu neigen, auftre-
tende Konflikte nicht — wie es in den fünfzi-
ger und auch noch in den sechziger Jahren
überwiegend der Fall war9) — innerhalb der
jeweiligen „issues" einer Lösung zuzuführen,
sondern die Regelung eines Problems von der
Verknüpfung mit Problemen aus anderen „is-
sue areas“ abhängig zu machen, wobei wirt-
schaftliche Problembereiche an Bedeutung zu-
genommen haben. Keohane/Nye beispiels-
weise führen diese verstärkt auftretende Ver-
änderung auf das Erscheinen neuer Akteure
und das Entstehen neuer Problemkreise zu-
rück.10).
Als neue Akteure bezeichnen sie beispiels-
weise die multinationalen Unternehmen, die
zu einer Komplizierung der Interaktionsmu-
ster zwischen Staaten beitragen, ebenso wie
internationale Organisationen, die — wie



etwa die EG-Kommission — ein gewisses Maß
an Autonomie gewonnen haben und selbst in
der Lage sind, das internationale System mit-
zubeeinflussen. Zu den dringlicher werdenden
Problemkreisen gehören nationale Grenzen
überschreitende Fragen wie Umweltbela-
stung, Seerecht, internationale Geldmärkte
usw. Als zweite Ursache für das veränderte
Verhalten der Akteure wird das Ansteigen der
Zahl ihrer ökonomischen und politischen
Ziele bezeichnet, die aus der gestiegenen Zahl
der Akteure und aus der gestiegenen Sensiti-
vität gegenüber externen Einflüssen erwach-
sen. Drittens wird es aufgrund der komplexen
Struktur des Systems immer schwieriger, daß
die Akteure ihre politischen Ziele und jeweili-
gen Verhaltensweisen definieren und aufein-
ander abstimmen können. Hieraus schließlich
ergibt sich, daß bei komplexen Interaktions-
mustern und bei asymmetrischen Strukturen
— zweifellos Ergebnis ungleichmäßiger Ent-
wicklungen — die einzelnen Länder sich mehr
und mehr veranlaßt sehen, „linkage"-Strate-
gien zu entwickeln und anzuwenden, d. h. Pro-
bleme aus unterschiedlichen issue-areas, zwi-
schen denen es ohnehin kaum mehr eine hier-
archische Struktur gibt (im Sinne etwa der Un-
terscheidung zwischen „high" und „low poli-
tics"), beispielsweise aus dem wirtschaftlichen
und dem sicherheitspolitischen Bereich, mit-
einander zu verknüpfen, um daraus Vorteile
zu ziehen. Dieser Trend läßt den Schluß zu,
daß die Wirksamkeit derartiger Strategien
ganz erheblich von der Asymmetriestruktur
der gegenseitigen Abhängigkeiten der Länder
im internationalen System beeinflußt wird11).

In der Auseinandersetzung mit der Arbeit ei-
nes sowjetischen Wirtschaftswissenschaftlers
erübrigt sich vermutlich die Aussage, daß/der
wirtschaftliche Bereich bei der Bestimmung
des Asymmetriegehaltes gegenseitiger Ab-
hängigkeiten von Nationalstaaten von ganz
entscheidender Bedeutung ist. Daß wir diesen
Hinweis dennoch für notwendig halten, resul-
tiert aus der Tatsache, daß es oftmals versäumt
worden ist, dem eigentlich relevanten Pro-
blem bei der Analyse des Spannungsverhält-
nisses von „Nationalstaat und internationalem
System", nämlich dem der Macht, die gebüh-
rende Aufmerksamkeit zu schenken. Das gilt
nicht nur für die „bürgerliche“ Theorie, sieht
man einmal von Autoren wie Böhm-Bawerk,
Perroux, Hirschmann, Morgenstern, Myrdal
und anderen Häretikern ab, sondern auch für
die Marxsche Theorie, die es sich mit ihrer Fi-
xierung auf den Produktionssektor und der
daraus abgeleiteten eindimensionalen Kausa-
lität, daß nämlich mit der Existenz ökonomi-
scher die politische Macht weitgehend deter-
miniert sei, etwas zu einfach gemacht hat.
Regelungen des Verhältnisses von nationaler
Wirtschaft und Weltwirtschaft verlaufen nicht
entlang des von Fjodorow postulierten
„Grundwiderspruchs zwischen internationaler
Vergesellschaftung und privater Aneignung",
sondern zunächst einmal entlang der Frage-
stellung, inwieweit bestimmte Nationalstaa-
ten sich bei ihren wirtschaftlichen Zielen ge-
genüber anderen Nationalstaaten entweder
schützen oder durchsetzen können, und inwie-
weit transnationale Regulierungen, deren
Dringlichkeit zweifellos zunimmt, beispiels-
weise über internationale Organisationen
dem Einfluß bestimmter dominierender Län-
der unterworfen sind. Dabei spielt die Ver-
schiebung wirtschaftlicher Kräfteverhältnisse
im Sinne von Asymmetrieveränderungen ge-
genseitiger Abhängigkeiten eine ganz erhebli-
che Rolle. Zusätzlich wird der Handlungsspiel-
raum der Länder durch stärker werdende in-
terdependente und komplexe Strukturen be-
grenzt. Diese Strukturen schaffen Handlungs-



zwänge, denen sich auch so große und mäch-
tige Staaten wie die USA immer weniger ver-
schließen können — auch wenn die Reagan-
Administration gegenwärtig versucht, diesen
allgemeinen Trend zu ignorieren.

Dementsprechend wächst die Notwendigkeit
zu transnationaler Regulierung. Und Fjodorow
müßte eigentlich die Vielzahl von Ebenen er-
kennen, auf denen sich bereits entsprechende
Entwicklungen ergeben und ergeben haben.

Die Regulierung internationaler Interdependenzen

In der unmittelbaren Nachkriegszeit waren es
— übrigens unter ursprünglicher Beteiligung
der UdSSR — vor allem das Allgemeine Zoll-
und Handelsabkommen (GATT) und der Inter-
nationale Währungsfonds (IWF), durch die die
wirtschaftlichen Regeln des internationalen
Wirtschaftssystems kodifiziert wurden; ihre
Existenz hat ganz erheblich zur Ausweitung
und zum Funktionieren des Welthandels bei-
getragen. Angesichts der angedeuteten allge-
meinen Entwicklungen im Handels-, Kapital-
verkehrs- und Finanzbereich sowie durch das
Auftreten neuer Akteure und Problemfelder
wurde jedoch mehr und mehr deutlich, daß das
überkommene institutionelle System der
Weltwirtschaft nicht mehr in der Lage war,
den veränderten Bedingungen zu entsprechen
und adäquat auf die Ziele und Interessen der
Mitgliedsländer zu reagieren12).
Die strukturellen Veränderungen, von denen
der immer schärfer werdende Nord-Süd-Kon-
flikt zweifellos der bedeutendste war, führten
beispielsweise zu Fraktionsbildungen inner-
halb der existierenden Organisationen oder es
wurden gar neue gebildet, innerhalb derer
oder mit denen es besser möglich wurde, die
eigenen Interessen zu vertreten und somit re-
gulierend zu wirken, z. B. die Gruppe der 77,
die UNCTAD, die OPEC etc. Auch die mehr
informellen Wirtschaftsgipfel der westlichen
Industrieländer seit Mitte der siebziger Jahre
gehören in diesen Zusammenhang. Generell
kann die gegenwärtige institutioneile Struk-
tur der Weltwirtschaft beschrieben werden als
ein gleichzeitiges Neben- und Miteinander,
als ein Mixtum von globalen Institutionen, die
ihre ursprünglichen Funktionen teilweise ge-
wandelt oder gar an Bedeutung verloren ha-

ben, von offenbar zunehmend relevanter wer-
denden regionalen oder problembezogenen
Institutionen (wie EG, OPEC, OECD) sowie
von bi- und trilateralen und/oder regionalen
Verhandlungen und Vereinbarungen, von
wechselnden Koalitionen etc. Dieses äußerst
komplexe Geflecht ist Spiegelbild einer sich
wandelnden, sich internationalisierenden
Weltwirtschaft, durch das den beteiligten Län-
dern ermöglicht werden soll, ihre Interessen
einzubringen, akzeptable Lösungen zu finden,
drohende Konflikte abzuwenden und wirt-
schaftliche Nachteile für alle zu vermeiden.
Natürlich fällt es den Regierungen der in die
westliche Weltwirtschaft verwobenen Länder
schwer, nationale Souveränitätsrechte zur Re-
gulierung ihrer eigenen Wirtschaft zugunsten
internationaler Organisationen einzuschrän-
ken oder gar zugunsten supranationaler In-
stitutionen aufzugeben. Und es würde von
Naivität zeugen, wollte man ernsthaft behaup-
ten, dieser bereits begonnene Prozeß verliefe
ohne Konflikte und Machtkämpfe. Der
regionale Integrationsprozeß im Rahmen der
Europäischen Gemeinschaft ist hierfür ein be-
sonders gutes Beispiel. Es vergeht kaum ein
Tag, an dem nicht Konflikte, sei es im Agrar-,
im Stahl-, im Energie-, im Währungsbereich
usw. zwischen den Mitgliedsländern aufbre-
chen. Angesichts dessen mag die Behauptung
von Fjodorow, daß die Verabschiedung von ge-
meinsamen Wirtschaftsprogrammen „den
Teilnehmern keine Erleichterung ihrer wirt-
schaftlichen Probleme beschert“ (S. 12) habe,
im konkreten Fall durchaus zutreffen. Nichts-
destoweniger hat der Integrationsprozeß ge-
nerell im Zusammenwirken der nationalen
Regierungen und der EG-Kommission (der ja
im Außenhandelsbereich eigene Kompeten-
zen zugestanden wurden) die wirtschaftlichen
und wissenschaftlich-technischen Potenzen
der integrierten Länder vergrößert und die Ef-
fektivität ihrer Wirtschaft erhöht bzw. — um
es anders zu formulieren — zu einer Entwick-
lung geführt, die — im hypothetischen Ver-
gleich mit einer Situation ohne Integration —



ganz erhebliche Wohlstandzuwächse in den
Mitgliedsländern bewirkte (eine ungleiche
Verteilung der Integrationsgewinne durchaus
in Rechnung gestellt). Zweifellos, fehlen di-
rekte Einflußnahmen auf die Produktion (sie
sind in marktwirtschaftlich organisierten Sy-
stemen ohnehin sehr selten), aber qua Regio-
nalfonds, Bestimmungen über Binnenhandel
und -kapitalverkehr, Migration von Arbeits-
kräften usw. sind indirekte Einflußnahmen
durchaus gegeben.
Daß die internationalen Regulierungsversu-
che der oben beschriebenen neu entstandenen
Probleme erst seit kurzer Zeit so richtig begin-
nen, sei zugestanden; daraus jedoch die prinzi-
pielle Unfähigkeit der westlichen Länder zur
überstaatlichen Regulierung abzuleiten, er-
scheint nicht gerechtfertigt. Wenn wir uns auf
den rein wirtschaftlichen Bereich beschrän-
ken, dann können wir eine Vielzahl von Maß-
nahmen und Vorschlägen feststellen, die zu ei-
ner internationalen Regulierung, zu einem
„Management der Interdependenz" führen sol-
len. Erinnert sei beispielsweise an die Vor-
schläge der „Trilateralen Kommission13), an
die Empfehlungen der „Brandt-Kommis-
sion“14), an die Überlegung von Bergsten15),
Camps16) usw., die hier im einzelnen aller-
dings nicht diskutiert werden können.
Natürlich bleiben derartige Vorschläge oft-
mals abstrakt oder sie dienen gar spezifischen
politischen oder ökonomischen Interessen.
Auch werden die Realisierungsmöglichkeiten
neuer Formen internationaler Regulierung
ganz erheblich von den Möglichkeiten einzel-
ner Länder zur Beeinflussung der Regeln in ih-
rem Sinne (über das Ausspielen wirtschaftli-
cher oder politischer Macht, 'durch linkage-
Bildung usw.) geprägt — hierauf ist bereits ein-
gegangen worden. Hier liegt das eigentliche
Problem der Regulierung, nicht in der Regulie-
rung selbst.
Angesichts der unterschiedlichsten Regulie-
rungsversuche, die es bereits gibt (verwiesen
sei nur auf das GATT mit seiner zunehmenden

Hinwendung auf nichttarifäre Hemmnisse17)),
der andauernden, aber sicher noch ungenü-
genden Reform des IWF, der Bildung von so
unterschiedlichen Institutionen wie der Inter-
national Energy Agency (IEA), des Europäi-
schen Währungssystems (EWS) usw., lohnt das
Eingehen auf die Behauptung von Fjodorow,
die „Bestrebungen der Regierungen einzelner
Länder, so etwas wie den Mechanismus der in-
ternationalen Regulierung zu schaffen, (kön-
nen) keinen Erfolg haben»(S. 11). Er begründet
das damit, daß „der bürgerliche Staat... als
Anwalt der Interessen des nationalen Kapitals
auf(tritt)" (S. 11). Jegliche internationale Regu-
lierung gehe jedoch mit Einschränkungen ein-
her, „weil die verschiedenen Fraktionen des
nationalen Kapitals nicht nur Partner, sondern
auch Konkurrenten sind". „Deshalb" (?) könne
der Staat „dennoch seine entscheidenden Prä-
rogative nicht an ein internationales Organ
abgeben“. Dieser Ableitungszusammenhang
ist, wenn nicht unverständlich, so doch wenig
überzeugend: Fjodorow selbst hat viel Raum
darauf verwendet darzulegen, daß der Natio-
nalstaat angesichts tiefgreifender Internatio-
nalisierungstendenzen geschwächt ist und
seine Instrumente immer weniger greifen.
Aber das gilt doch gleichermaßen für andere
Länder, und sie verfügen über kaum andere
Alternativen als sich entweder abzuschotten
(Stichworte: Protektionismus, z. B. in Form von
Subventionen, „Industriepolitik" usw.) oder
aber den Versuch zu unternehmen, mit ande-
ren Regierungen Abkommen zu schließen
oder überhaupt zu Vereinbarungen zu kom-
men. Dabei ist es ja nicht einmal notwendig,
daß nationale Kompetenzen an ein supranatio-
nales Organ abgegeben werden. Vor dieser .in-
tensivsten' Form internationaler Regulierung
gibt es eine Reihe anderer Möglichkeiten, von
der Konsultation über Kooperation bis hin
zum Abschluß von Abkommen, Verträgen
usw. Und diese werden weidlich geputzt
Fjodorow hat den (allerdings nur vordergrün-
digen) Vorteil, auf der Basis einer Weltan-
schauung argumentieren zu können, die schon
seit ziemlich langer Zeit das Zunehmen von
Widersprüchen im Kapitalismus konstatiert
und seinen Zusammenbruch immer wieder po-
stuliert hat — wenn sie angesichts des Aus-



bleibens des Zusammenbruches auch schon
gelegentlich Stabilisierungsphasen konze-
diert. Diese .Sicherheit' ist dann wohl auch der
Grund dafür, wieder einmal von einer erneu-
ten Verschärfung der Widersprüche im Kapi-
talismus zu reden, wobei in Fjodorows Analyse
m. E. nicht deutlich wird, ob er das Problem,
mit dem er sich beschäftigt, als .Grundwider-
spruch' oder aber als lösbar durch Modifizie-
rung des Systems begreift.
Der von Marx und Engels betonte Grundwi-
derspruch zwischen Lohnarbeit und Kapital
bzw. — in der Form wie ihn Fjodorow verwen-
det — der zwischen Vergesellschaftung und
privater Aneignung hat in den Industriegesell-
schaften des Westens nationalstaatliche For-
men der Regulierung gefunden, die sich zwar
krisenhaft durchgesetzt, aber unter prinzipiel-
ler Wahrung des kapitalistischen Systems
(mehr oder weniger gut) funktioniert haben. Es
ist beim besten Willen nicht einzusehen,
warum der von Lenin so beschimpfte „bürgerli-
che Reformismus" nicht auch ein (mehr oder
weniger gut) funktionierendes, auch unter Kri-
sen entstandenes, internationales Regulie-
rungssystem zustande bringen könnte. Das hat
mit Weltregierung oder auch nur supranatio-
nalen Institutionen zunächst einmal nichts zu
tun. Vielmehr läuft der Entwicklungstrend
entsprechend der benannten strukturellen

Veränderungen in der Weltwirtschaft in Rich-
tung auf ein nach Problembereichen und Regi-
onen differenziertes komplexes Netz interna-
tionaler Konsultationen, Vereinbarungen, Or-
ganisationsbildungen usw. In ihm werden
asymmetrische gegenseitige Abhängigkeiten
sowie Beziehungen zwischen ökonomischen
und nichtökonomischen Bereichen eine sicher
noch größere Rolle spielen, als das bisher be-
reits der Fall war.

Und dies ist eine Entwicklung, der sich letzten
Endes auch die meisten sozialistischen Länder
nicht werden entziehen können. Schließlich
sind sie während der siebziger Jahre mehr und
mehr in das Weltwirtschaftssystem integriert
worden und können sich immer weniger den
Einflüssen der westlichen Weltwirtschaft wie
auch den weltweiten Problemen der Energie-
und Rohstoffversorgung entziehen. So ist es si-
cherlich nicht überraschend, daß einige osteu-
ropäische Länder des „Rates für gegenseitige
Wirtschaftshilfe" (RGW) in ihrer Beteiligung
an den westlichen Versuchen, zu internationa-
len Regulierungen zu kommen (z. B. im GATT,
im IWF, aber auch durch Verhandlungen mit
der EG), einen Ausweg sehen, um ihre eigenen
Wirtschaftsprobleme zu bewältigen. — Aber
diese ironische Pointe gehört in ein anderes
Kapitel.



Valentin Fjodorow: Nationale Ökonomien in der westlichen Weltwirtschaft
Aus Politik, und Zeitgeschichte, B 4/82, S. 3—13

Die Instrumente der nationalen Wirtschaftssteuerung legen ihre ungenügende Effizienz an
den Tag. Eine der Hauptursachen dafür ist die „Internationalisierung“ der Produktion, die
sich in doppelter Weise auswirkt: Einerseits entziehen sich jene Teile der Weltproduktion,
die aus ihren Stammländern nach außen verlagert werden, der Kontrolle durch die nationa-
len Regierungen, andererseits hat dieser Verlagerungsprozeß auch notwendigerweise
Rückwirkungen auf die innere Produktion und — im Sinne einer Destabilisierung — auf die
nationale Wirtschaftspolitik und deren Lenkungspotenz.
Während die Kapitalmassen der westlichen Länder zusammenwachsen und sich miteinan-
der verflechten, sind die bürgerlichen Staaten wie eh und je auf die Sicherung ihrer
Souveränität bedacht und nicht bereit, einen Teil ihrer wichtigen Vorrechte auf andere zu
übertragen. Daher können sie bei ihren Bemühungen um die Verbesserung und Verstär-
kung der zwischenstaatlichen Wirtschaftssteuerung kaum irgendwelche Erfolge verbu-
chen. Die Beschlüsse, die auf zwischenstaatlicher Ebene gefaßt werden, können nur gefil-
tert durch das Interessenprisma jedes einzelnen Landes und nur mit Hilfe nationaler In-
strumente verwirklicht werden, ganz zu schweigen davon, daß diese Beschlüsse selbst in ei-
nem Konkurrenzstreit zwischen den einzelnen Staaten zustande kommen und daher den
Charakter von Halbheiten tragen. Unter den gegenwärtigen Bedingungen verlagert sich
die gesellschaftliche Produktion immer mehr auf die internationale Ebene, aber zu steuern
versucht man sie durch einzelne, unkoordinierte Maßnahmen einzelner Staaten.
Aber wie auch immer: Man hat keine andere Wahl. Zwar haben die westlichen Staaten aus
der Erkenntnis, daß es ihnen unmöglich ist, je für sich ihre Probleme zu lösen, zum Teil ihre
Einstellung geändert; in Ergänzung zu ihren innerstaatlichen Steuerungsinstrumenten sind
sie bestrebt, eine praktische und theoretische Konstruktion zu schaffen, die die Produktion
im Weltmaßstab zu stabilisieren vermöchte — und damit auch im nationalen Rahmen. Was
jedoch die Erfolgsaussichten dieser Versuche angeht, so ist berechtigte Skepsis geboten.

Hanns-Dieter Jacobsen: Internationale Verflechtung, wirtschaftliche Macht
und das „Management von Interdependenz“. Anmerkungen zu dem Artikel
von Valentin Fjodorow
Aus Politik und Zeitgeschichte, B 4/82, S. 14—22 N

Zu den wesentlichen Charakteristika des heutigen Wirtschaftslebens gehört die zuneh-
mende internationale Verflechtung auf der Basis einer wachsenden Internationalisierung
von Handel und Produktion. Sowohl im Handels-, im Kapitalverkehrs- als auch im Finanz-
bereich lassen sich zunehmend wechselseitige Abhängigkeiten zwischen den verschiede-
nen staatlichen und nichtstaatlichen Akteuren feststellen. Maßnahmen staatlicher Regu-
lierung greifen heute deshalb sehr viel weniger als etwa noch in den sechziger Jahren. Je-
doch muß betont werden, daß der Verlust an Steuerungsfähigkeit zwischen den Ländern
keineswegs gleichmäßig verteilt ist, daß „offene“ Wirtschaften sehr viel sensitiver als „ge-
schlossene" auf externe Ereignisse reagieren. Hier verbirgt sich eine Quelle wirtschaftli-
cher Macht, die — unter den Voraussetzungen zunehmender wechselseitiger, aber asym-
metrisch verteilter Abhängigkeiten — auch zur Erreichung politischer Ziele genutzt wer-
den kann. Diesen ungleichmäßigen Entwicklungen entsprechend findet nicht nur eine stär-
ker werdende gegenseitige Durchdringung von politischen und ökonomischen Fragen im
internationalen System statt, vielmehr nehmen auch die Versuche der betroffenen Natio-
nalstaaten zu, auf den verschiedensten (z. B. bilateralen, regionalen oder globalen) Ebenen
und in unterschiedlichen Formen (z. B. Konsultationen, Kooperationen) den Verlust natio-
nalen Regulierungspotentials zu kompensieren. Daß dies angesichts der beschriebenen zu-
nehmenden Internationalisierungsprozesse in der Weltwirtschaft immer schwieriger wird,
darin ist Fjodorows Analyse sicherlich zuzustimmen; in der Schlußfolgerung jedoch, daß
wie auch immer geartete Versuche, internationale Interdependenzen zu regulieren, grund-
sätzlich zum Scheitern verurteilt seien, kann Fjodorow nicht gefolgt werden.


	Nationale Ökonomien in der westlichen Weltwirtsch
	I. Vergesellschaftung im nationalen und internati
	II. Der Außenfaktor: eine zusätzliche Beeinträcht
	III. Von der nationalen zur internationalen Steue

	Internationale Verflechtung, wirtschaftliche Mach
	Verflechtung, Interdependenz und Protektionismus 
	Nationale Handlungsspielräume und wirtschaftliche
	Die Regulierung internationaler Interdependenzen 


